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Rechtsprechung 
 
1. Die Schaffung von Wahlkreisen, in denen fünf Wahlkreissitze vergeben werden, und die 
Anwendung des Divisorverfahrens mit Standardrundung auf die Vergabe von nur fünf  Wahlkreissitzen 
(§ 1 Abs. 1 BezVWG i.V.m. §§ 4 Abs. 2 Satz 1 bis 4 BüWG i.V.m. der Anlage zu § 3 Abs. 1 BezVWG) 
bedarf der verfassungsrechtlichen Rechtfertigung, weil hierdurch die Grundsätze der Gleichheit der 
Wahl und der Chancengleichheit der Parteien bei der Sitzvergabe erheblich berührt werden. Denn 
diese Ausgestaltung des Wahlrechts begründet bei den derzeitigen politischen Kräfteverhältnissen 
einen erheblich ungleichen Stimmerfolg der Wahlkreisstimmen und führt zu einer erheblichen 
faktischen Sperrklausel, wodurch die Parteien strukturell unterschiedlich begünstigt werden. 
 

2. Der Gesetzgeber hat die Grenzen des ihm zustehenden Gestaltungsspielraums nicht verletzt. Er 
hat mit den gerügten Regelungen zur Wahl nach Wahlkreislisten verfassungslegitime Gründe verfolgt. 
Die Regelungen sind zur Erreichung dieser Ziele geeignet und erforderlich. 
 
Hamburgisches Verfassungsgericht, 

Urteil vom 26. Januar 2016, HVerfG 3/15        135 
 
_________________________________________________________________________________ 
 
 

Allgemeine Verfügungen 
 

Elektronischer Rechtsverkehr 
 
AV der Justizbehörde Nr. 7/2016 vom 14. April 2016 (Az. 1510/31/7) 

 
I. 

Allgemeines 
 

Diese Allgemeine Verfügung regelt die Behandlung verfahrensbezogener elektronischer Posteingänge 
und Postausgänge im Rahmen des elektronischen Rechtsverkehrs mit den Gerichten und den 
Staatsanwaltschaften. Sie betrifft diejenigen Dienststellen, die aufgrund der Verordnung über den 
elektronischen Rechtsverkehr in Hamburg vom 28.01.2008 (HmbGVBl. 2008, S. 51) oder kraft 
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Bundesgesetzes für außerhalb der Justiz stehende Kommunikationspartner auf elektronischem Wege 
erreichbar sind.  

 
Dienststellen im Sinne dieser Allgemeinen Verfügung sind 
1. das Amtsgericht Hamburg mit den Amtsgerichten Hamburg-Altona, Hamburg-Bergedorf, 

Hamburg-Blankenese, Hamburg-Harburg, Hamburg-Wandsbek, Hamburg-Barmbek und 
Hamburg-St. Georg, 

2. das Landgericht Hamburg, 
3. das Hanseatische Oberlandesgericht,  
4. das Hamburgische Oberverwaltungsgericht, 
5. das Verwaltungsgericht Hamburg,  
6. das Hamburgische Berufsgericht für die Heilberufe,  
7. der Hamburgische Berufsgerichtshof für die Heilberufe,  
8. das Finanzgericht Hamburg, 
9. das Landesarbeitsgericht mit dem Arbeitsgericht Hamburg, 
10. das Landessozialgericht mit dem Sozialgericht Hamburg, 
11. die Generalstaatsanwaltschaft Hamburg mit der Staatsanwaltschaft Hamburg. 
 

II. 
Elektronischer Posteingang 

 
1. Abruf und Weiterleitung elektronischer Posteingänge 

Die Dienststellen organisieren jeweils individuell oder gemeinsam den Abruf der 
elektronischen Posteingänge. 
 
Eingehende elektronische Nachrichten werden entweder automatisch oder manuell abgerufen 
und – soweit möglich – an das jeweilige Fachverfahren übergeben. Die eingehenden 
elektronischen Dokumente werden ausgedruckt und auf herkömmliche Art weiterverarbeitet. 
Eine elektronische Weiterverarbeitung ohne Ausdrucken ist möglich, sofern die rechtlichen 
und technischen Voraussetzungen hierfür gegeben sind.  

 
2. Transfervermerk 

Der Transfervermerk ist bis zur Einführung einer führenden elektronischen Akte auszudrucken 
und zur Akte zu nehmen. Es ist sicherzustellen, dass der Transfervermerk in unmittelbarer 
Nähe zu den Dokumenten abgelegt wird, auf die er sich bezieht.  
 

3. Aufbewahrung elektronischer Eingänge 
Die elektronischen Eingänge sind mindestens bis zum rechtskräftigen Abschluss des 
jeweiligen Verfahrens aufzubewahren, sofern gesetzlich keine kürzere Aufbewahrungsfrist 
zwingend vorgegeben ist.  

 
4. Dienstanweisung für den elektronischen Posteingang 

Jede Dienststelle regelt in einer Dienstanweisung unter Berücksichtigung dieser Allgemeinen 
Verfügung die Details des elektronischen Posteingangs. In der Dienstanweisung sind 
mindestens zu regeln: 
 

a. Regelmäßige Überprüfung des ordnungsgemäßen Funktionierens der für den Abruf 
und die Weiterverarbeitung der elektronischen  Dokumente notwendigen Programme, 

b. Organisation des Abrufs bzw. der Sichtung des Eingangs elektronischer Dokumente, 
insbesondere auch die Vergabe von Zugriffsrechten und Vertretungsregelungen, 

c. Grundsätze zur Weiterleitung der elektronisch eingegangenen Dokumente, 
d. Umgang mit Eilsachen, 
e. Umgang mit fehlerhaften Formaten und Schadsoftware, 
f. Umgang mit elektronischen Dokumenten, für welche die Integritäts- bzw. 

Signaturprüfung zu keinem positiven Ergebnis geführt hat, 
g. Löschen der elektronischen Eingänge nach rechtskräftigem Abschluss des 

Verfahrens – sofern gesetzlich keine kürzere Löschfrist zwingend vorgegeben ist – 
unter Beachtung des Gesetzes zur Aufbewahrung von Schriftgut der hamburgischen 
Justiz vom 08. Juni 2010 sowie der Verordnung über die Aufbewahrung von Schriftgut 
der Hamburgischen Justiz vom 12. April 2011 in ihrer jeweils geltenden Fassung. 
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Die Dienstanweisung wird der Justizbehörde durch die jeweilige Dienststelle zur Kenntnis 
gegeben.  

 
III. 

Elektronischer Postausgang 
 

1. Beschränkung 
Elektronische Postausgänge dürfen nur an solche Postfächer versandt werden, die dem 
Adressaten zweifelsfrei zugeordnet werden können. 
 
 

2. Dienstanweisung für den elektronischen Postausgang 
Jede Dienststelle regelt in einer Dienstanweisung unter Berücksichtigung dieser Allgemeinen 
Verfügung die Details des elektronischen Postausgangs. In der Dienstanweisung sind 
mindestens zu regeln: 
 

a. ab wann von der Möglichkeit einer elektronischen Übermittlung grundsätzlich 
Gebrauch gemacht wird, sofern eine solche Übermittlung im Einzelfall rechtlich 
zulässig ist 

b. Vorgaben zum Umgang mit der qualifizierten elektronischen Signatur, 
c. Organisation des Versands, insbesondere auch die Vergabe von Zugriffsrechten und 

Vertretungsregelungen, 
d. Verfahren zur zweifelsfreien Zuordnung elektronischer Postfächer zu dem Adressaten. 

Die Dienstanweisung wird der Justizbehörde durch die jeweilige Dienststelle zur Kenntnis 
gegeben.  

 
IV.  

Inkrafttreten und Veröffentlichung 
 

Diese Allgemeine Verfügung tritt am 01.06.2016 in Kraft. Sie wird im Hamburgischen 
Justizverwaltungsblatt veröffentlicht und im elektronischen Justizportal sowie in der Juris-Datenbank in 
der jeweils geltenden Fassung zur Verfügung gestellt. 

 
Begründung zu einzelnen Regelungen der Allgemeinen Verfügung

1
: 

 
I.:  Die AV soll für sämtliche Hamburger Gerichte und Staatsanwaltschaften gelten, die kraft 

Gesetzes oder aufgrund der Verordnung über den elektronischen Rechtsverkehr den 
rechtsverbindlichen elektronischen Rechtsverkehr eröffnet haben. Die Definition der 
Dienststelle wurde derjenigen in § 6 Abs. 1 Nr. 3-11 HmbPersVG entnommen. Auf die  
Aufnahme des gemeinsamen Mahngerichts der Länder Hamburg und Mecklenburg-
Vorpommern wird an dieser Stelle vor dem Hintergrund des diesbezüglich geltenden 
Staatsvertrages verzichtet.   

 
II.1.:  Der letzte Satz stellt sicher, dass die AV die Einführung einer führenden elektronischen Akte 

zulässt.  
 
II. 3.: Deklaratorisch, vgl. z.B.: § 298 Abs. 3 ZPO.  

Ab 01.01.2018 ist ein Löschen von eingereichten elektronischen Dokumenten nach Ablauf von 
6 Monaten zulässig. Es sollte jedoch auch ab 2018 bei der hier vorgeschlagenen Regelung 
bleiben.  
Es kann nämlich vorkommen, dass der Gesamtstatus einer mit einer Container-Signatur 
versehenen Nachricht mit „nicht eindeutig“ (gelb) angezeigt wird. Wird die online-Prüfung 
nachträglich händisch vorgenommen, ändert sich der Gesamtstatus im EGVP nicht. Auch auf 
dem Transfervermerk wird im Feld „qualifiziertes Zertifikat“ weiterhin „nein“ angezeigt. Wird 
das Prüfprotokoll nicht ausgedruckt und in den Geschäftsgang gegeben, muss die Original-
Nachricht (und damit der gesamte Container) bis mindestens zum rechtskräftigen Abschluss 
des Verfahrens aufgehoben werden, um in Zweifelsfällen einen Rückgriff auf die Original-
Nachricht und die elektronisch gespeicherten Prüfprotokolle zu ermöglichen.  

                                                           
1
 Eine besondere Begründung erfolgt nur zu einzelnen Regelungen, soweit diese 

erklärungsbedürftig sind. 
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II.4.:  Diese Regelungstechnik soll den Dienststellen einerseits ein Höchstmaß an Freiheiten bei der 

Gestaltung des elektronischen Posteingangs gewähren, andererseits aber gewisse 
Leitplanken hierfür vorgeben. So beschränkt sich die AV darauf, Sachverhalte zu nennen, die 
in einer Dienstanweisung behandelt werden müssen. Wie mit einem bestimmten Sachverhalt 
konkret umgegangen werden soll, ist durch die Dienstanweisung zu regeln.  
Die Regelungen des Gesetzes zur Aufbewahrung von Schriftgut der hamburgischen Justiz 
vom 08. Juni 2010 sowie der Verordnung über die Aufbewahrung von Schriftgut der 
Hamburgischen Justiz vom 12. April 2011 sind zu beachten. Sie widersprechen nach 
derzeitigem Stand indes nicht den hier getroffenen Regelungen. Regelungsinhalt der 
vorgenannten Verordnung und des Gesetzes ist die Aufbewahrung nach Beendigung des 
Verfahrens als Höchstfrist. Die Regelungen des z.B. § 298 Abs. 3 ZPO beziehen sich 
hingegen auf die Mindestfrist der Aufbewahrung eines elektronischen Dokumentes 
(„mindestens bis zum rechtskräftigen Abschluss des Verfahrens“) und ab dem 01.01.2018 auf 
die Möglichkeit einer Löschung nach 6 Monaten („kann nach Ablauf von sechs Monaten 
gelöscht werden.“). Zu beachten ist ferner, dass bundes- und landesrechtliche Regelungen 
nach § 1 des Gesetzes zur Aufbewahrung von Schriftgut der hamburgischen Justiz vom 08. 
Juni 2010 ausdrücklich Vorrang haben.  

 
III.1.: Diese Regelung ist aus datenschutzrechtlichen Gründen erforderlich, da bei EGVP mit dem 

Status „Bürger“ angemeldete Personen nicht einer Identitätsprüfung unterzogen werden bzw. 
bei De-Mail angemeldete Personen nicht mit eindeutigen Merkmalen im öffentlichen 
Adressbuch ausgewiesen werden. Es besteht somit in beiden Fällen die Gefahr, dass sensible 
Daten an einen falschen Empfänger gesendet werden, so dass ohne diese Regelung gegen § 
8 Absatz 2 Nr. 1 HmbDSG verstoßen würde. Die Einschränkung dürfte keine gravierenden 
Auswirkungen haben, weil insbesondere Rechtsanwälte ab 01.01.2016 über ihr besonderes 
elektronisches Anwaltspostfach (beA) erreichbar sind. Sie sind daher von dieser Regelung 
nicht betroffen.  

 
III.2a.: Der Vorrang des elektronischen Postausgangs soll aktuell nicht verbindlich durch die AV 

festgelegt werden. Eine umfassende elektronische Kommunikation auch von Seiten der 
Gerichte ist jedoch grundsätzlich wünschenswert. So besteht insbesondere seitens der 
Anwaltschaft der Wunsch, dass auch die Gerichte ab dem 01.01.2022 zur elektronischen 
Kommunikation mit ihnen gesetzlich verpflichtet werden (und nicht nur sie zur elektronischen 
Einreichung bei Gericht). Der elektronische Postausgang sollte daher – soweit möglich – 
umfassend genutzt werden. 

 
_________________________________________________________________________________ 
 
 

Anweisung für die Geschäftsstellen der Gerichte der Verwaltungsgerichts- 
barkeit / Aktenordnung der Hamburger Verwaltungsgerichte 
 
AV der Justizbehörde Nr. 8/2016 vom 22. April 2016 (Az.1454/1/3) 
 

I. 
 
Die Anweisungen für die Verwaltung des Schriftguts bei den Verwaltungsgerichten werden durch 
diese Allgemeine Verfügung wie aus der Anlage ersichtlich, neu gefasst. 
 
1. Bei den Gerichten der Verwaltungsgerichtsbarkeit auf dem Gebiet der Freien und Hansestadt 
Hamburg erfolgt die register-, akten- und geschäftsmäßige Bearbeitung der Verfahren nach der in der 
Anlage beigefügten Aktenordnung für die Gerichte der Verwaltungsgerichtsbarkeit (Aktenordnung 
Verwaltungsgerichtsbarkeit – AktO-VG HH). Änderungen der Anlage werden von der Präsidentin oder 
dem Präsidenten des Oberverwaltungsgerichts angeordnet und sind der Justizbehörde vorab zur 
Kenntnis zu geben.  
 
2. Anordnungen, die die Präsidentin oder der Präsident des Oberverwaltungsgerichts Hamburg 
zur Durchführung der Aktenordnung für die Gerichte der Verwaltungsgerichtsbarkeit getroffen hat, 
gelten weiter, soweit die Aktenordnung Verwaltungsgerichtsbarkeit ihnen nicht entgegensteht. 
Erscheinen nach den besonderen Verhältnissen des Geschäftsbereichs der Verwaltungsgerichte 
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Hamburgs Abweichungen von den Vorschriften dieser Allgemeinen Verfügung erforderlich, bestehen 
hinsichtlich der Anwendung oder Auslegung Zweifel oder können Geschäfte, deren Erfassung 
vorgeschrieben ist, den Registern nicht entnommen werden, trifft die jeweils zuständige 
Gerichtspräsidentin oder der jeweils zuständige Gerichtspräsident die erforderlichen Anordnungen. 
 
3. Anordnungen nach Nummer 2 sowie sonstige Anordnungen der Behördenleitung zur Klärung 
von Zweifelsfragen und zur Erzielung einer einheitlichen Registerführung sind der Justizbehörde zu 
berichten. Abweichende Regelungen allgemeiner Art bedürfen der Zustimmung der Justizbehörde. 
 
4. Unberührt bleibt die Befugnis der mit der Dienstaufsicht beauftragten Personen, zur 
Durchführung der Aufsicht, insbesondere auch zur Regelung der Geschäftsverteilung, ergänzende 
Feststellungen in den Bemerkungsspalten der Register oder durch Führung von Nebenlisten treffen zu 
lassen. 
 

II. 
 
Die Anweisungen für die Verwaltung des Schriftguts bei den Verwaltungsgerichten sind ab  ihrem In-
Kraft-Treten bei den Verwaltungsgerichten Hamburgs in der aus der Anlage ersichtlichen Fassung 
anzuwenden. 
 

III. 
 
1. Diese Allgemeine Verfügung tritt am 1. Juli 2016 in Kraft. Frühere Aktenordnungen für die 
Verwaltungsgerichtsbarkeit werden mit dem In-Kraft-Treten dieser Allgemeinen Verfügung 
aufgehoben.  
 
2. Die AV 18/2008 vom 28. Mai 2008 wird aufgehoben. 
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Aktenordnung 
 
 

 
für die Verwaltungsgerichtsbarkeit 

(AktO-VG HH) 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Stand: Januar 2016 
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A. Allgemeines 

§ 1 Anwendungsbereich 

(1) Diese Aktenordnung regelt die Registrierung der Rechtssachen sowie die 

Verwaltung des Schriftgutes. 

(2) Bildung und Führung der Personalakten sowie des Schriftgutes in 

Justizverwaltungsangelegenheiten richten sich nach den hierzu erlassenen 

Vorschriften. 

 

§ 2 Aktenzeichen 

(1) Jede Akte erhält ein Aktenzeichen, unter dem alle dazugehörigen Schriftstücke 

zu führen sind. 

(2) Das Aktenzeichen wird bei der Registrierung der Verfahren elektronisch gebildet 

und im Verfahrensregister erfasst. 

(3) 1Das Aktenzeichen der Verfahren vor den Verwaltungsgerichten wird durch die 

Nummer der zuständigen Kammer, den Registerbuchstaben (§ 16 Abs. 1 und Anlage 

1 zur AktO) und die nach Eingang fortlaufende Nummer (§ 18 Abs. 2) unter 

Beifügung der Jahreszahl des Jahrgangs gebildet (Beispiel: 1 K 1250/06). 2Bei 

Verfahren vor der Güterichterin oder dem Güterichter kann das Aktenzeichen auch 

nur durch den Registerbuchstaben, die fortlaufende Nummer sowie die Jahreszahl 

des Jahrgangs gebildet werden. 

(4) 1Das Aktenzeichen der Verfahren vor dem Oberverwaltungsgericht wird durch die 

Nummer des zuständigen Senats, den Registerbuchstaben (§ 17 Abs. 1 und Anlage 

1 zur AktO) und die nach Eingang fortlaufende Nummer (§ 18 Abs. 2) unter 

Beifügung der Jahreszahl des Jahrgangs gebildet (Beispiel: 1 A 10250/06). 2Bei 

Verfahren vor der Güterichterin oder dem Güterichter kann das Aktenzeichen auch 

nur durch den Registerbuchstaben, die fortlaufende Nummer sowie die Jahreszahl 

des Jahrgangs gebildet werden. 

(5) 2Für die Jahreszahl des Jahrgangs bei dem Aktenzeichen ist das Datum 

maßgeblich, an dem die Verweisung vor die Güterichterin oder den Güterichter 

erfolgt ist oder bei Güteverfahren in Verbundlösungen das Verfahren auf der 

Geschäftsstelle für Güterichterverfahren eingegangen ist. 3Ist eine 

Güterichtergeschäftsstelle nicht eingerichtet, ist das Datum des 

Verweisungsbeschlusses maßgebend. 
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(6) 1Bei den Vorgängen, die in das zentral bei jedem Gericht zu führende Allgemeine 

Register einzutragen sind, wird das Aktenzeichen mit den Buchstaben AR und der 

fortlaufenden Nummer dieses Registers unter Beifügung der Jahreszahl des 

Jahrgangs gebildet (z. B. AR 20/06). 2Auf Anordnung der Präsidentin oder des 

Präsidenten des Oberverwaltungsgerichts kann dem Aktenzeichen eine 

Spruchkörperbezeichnung beigefügt werden. 

(7) Auf Anordnung der Präsidentin oder des Präsidenten des 

Oberverwaltungsgerichts können dem Aktenzeichen weitere Zusätze zur 

Kennzeichnung des Gerichtsortes, des Gerichts oder bestimmter Verfahren voran- 

oder nachgestellt werden.  

(8) Auf jeder Entscheidung der Rechtsmittelinstanz ist unter dem Aktenzeichen des 

Oberverwaltungsgerichts auch das erstinstanzliche Aktenzeichen in Bruchform 

anzugeben. 

Beispiel: 2 A 10250/06 

     1 K 1250/06 

(9) Doppel- und Ersatzakten sind als solche in geeigneter Weise zu kennzeichnen. 

(10) 1In Verfahren vor der Güterichterin oder dem Güterichter werden auf 

Vergleichsprotokollen unter dem Aktenzeichen auch das Aktenzeichen des 

Herkunftsverfahrens und das Herkunftsgericht mit Sitz angegeben. 

 

B. Bildung der Akten 

§ 3 Aktenarten 

(1) Es werden angelegt: 

  a) Hauptakten (§ 7) 

  b) Doppelakten (§ 11) 

  c) Ersatzakten (§ 12) 

  d) Blattsammlungen - Retente (§ 10). 

(2) Zusätzlich ist bei Bedarf eine Nebenakte Prozesskostenhilfe (§ 8) anzulegen. 

(3) Des Weiteren kann eine Nebenakte für Zustellungsnachweise (§ 9) angelegt 

werden. 

 

§ 4 Anlegen der Akten 

(1) 1Hauptakten, Doppelakten, Ersatzakten und Nebenakten erhalten einen 

Aktenumschlag und werden als geheftete Bände geführt. 2Die  Präsidentin bzw. der 

Präsident des Oberverwaltungsgerichts kann bestimmen, dass für einzelne 
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Verfahren oder Aktenarten farbige Aktenumschläge zu verwenden sind. 

(2) Nebenakten können - solange nur wenige Schriftstücke enthalten sind - auch als 

Blattsammlung geführt werden. 

(3) 1Blattsammlungen können als lose Akten mit Blattsammlungshüllen als 

Aktenumschläge angelegt werden. 2Blattsammlungen bedürfen keines 

Aktenumschlags, wenn sie nur wenige selbständige Schriftstücke enthalten. 

(4) 1In Güterichterverfahren können - solange nur wenige Schriftstücke enthalten 

sind - ebenfalls Blattsammlungen geführt werden; diese sind mit 

Blattsammlungshüllen zu versehen. 2Von einem eigenen Aktendeckel kann im 

Hinblick auf § 25 Abs. 2 Satz 3 abgesehen werden. 

 

§ 5 Aktenumschlag / Datenblatt 

(1) 1Auf dem Aktenumschlag oder auf dem Datenblatt werden das Gericht, das 

Aktenzeichen, das Kurzrubrum und die Entscheidung über die Bewilligung der 

Prozesskostenhilfe und der Beiordnung angegeben; bei Entscheidungen ist auch die 

Blattzahl zu vermerken. 2Auf dem Aktenumschlag oder auf dem Datenblatt der 

Haupt- und Nebenakten ist das Aktenzeichen des Oberverwaltungsgerichts, des 

Bundesverwaltungsgerichts, gegebenenfalls des Bundesverfassungsgerichts und 

des Europäischen Gerichtshofs einzutragen. 3Soweit die Aktenzeichen der 

Instanzgerichte nicht auf allen Aktenbänden vermerkt sind, sind sie nach Rückkehr 

aus dem Instanzenzug nachzutragen. 4Verfahren gemäß § 99 VwGO sind auf dem 

Aktenumschlag zu vermerken. 5 ... 6Ferner sind auf dem Aktenumschlag oder auf 

dem Datenblatt die zum Rechtsstreit gehörenden Gegenstände, z. B. Beweis- und 

Musterstücke, sowie die beigezogenen Akten und ihre Rückgabe unter Hinweis auf 

die sie veranlassende Verfügung zu vermerken. 7Die Vermerke auf dem 

Aktenumschlag oder auf dem Datenblatt sind in geeigneter Weise - nicht zwingend 

handschriftlich - anzubringen. 

(2) 1Bei Verweisung der Parteien oder der Beteiligten vor eine Güterichterin oder 

einen Güterichter wird dem Aktenzeichen des Herkunftsverfahrens das des 

Güterichterverfahrens beigefügt. 2Auf dem Aktenumschlag oder auf dem Datenblatt 

des Güterichterverfahrens wird das Aktenzeichen des verweisenden Verfahrens 

aufgeführt. 3Bei Terminen vor der Güterichterin oder dem Güterichter sind zusätzlich 

die für die Kostenerhebung relevanten Angaben auf dem Aktenumschlag oder dem 

Datenblatt zu vermerken, insbesondere Ort, Beginn, und Ende der Verhandlung 

sowie die Teilnehmerinnen und Teilnehmer, soweit sie nicht aus dem Akteninhalt 

ersichtlich sind.  

(3) 1Muss ein Aktenumschlag ersetzt werden, sind alle für das weitere Verfahren 
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nicht entbehrlichen Vermerke auf den neuen Aktenumschlag oder auf das Datenblatt 

zu übertragen. 2Abs. 1 Satz 7 findet Anwendung 

(4) 1Folgebände erhalten Aktenumschläge oder Datenblätter nach Absatz 1. 2Die 

Anlegung weiterer Bände ist auf sämtlichen Vorbänden zu vermerken. 3Die Bände 

sind auf den Aktenumschlägen in der Reihenfolge ihrer Anlegung als Band I, II usw. 

zu kennzeichnen. 

 

§ 6 Inhalt und Führung der Akten 

(1) 1Vor dem ersten Blatt der Hauptakten ist das Datenblatt unnummeriert 

vorzuheften. 2Bei jeder Änderung oder Erweiterung von Stammdaten ist ein neues 

Datenblatt auszudrucken und vorzuheften. 3Das alte Datenblatt verbleibt in der Akte. 

(2) 1Schriftstücke sind im Original nach dem Tag des Eingangs geordnet in die Akten 

einzuheften. 2Dies gilt vorbehaltlich des Absatzes 5 auch für Anlagen. 

(3) 1Zustellungsnachweise sind unmittelbar hinter der entsprechenden 

Zustellungsverfügung einzuordnen, auf die sie sich beziehen. 2Wenn sie in einer 

Sache mit vielen Beteiligten in großer Zahl anfallen, können sie zu einer besonderen 

Nebenakte (§ 9) vereinigt werden, auf die bei der Zustellungsverfügung hinzuweisen 

ist. 

(4) 1Alle in die Akten einzuheftenden Schriftstücke, Anlagen usw. sind vom ersten 

Blatt an fortlaufend zu nummerieren. 2Ein Aktenband soll nicht mehr als 250 Blätter 

umfassen. 3Bei Folgebänden ist die Blattnummerierung des Vorbandes fortzusetzen. 

(5) 1Beiakten, Schriftstücke und Anlagen, die später zurückzugeben sind, sind lose 

oder in einem Umschlag zu den Akten zu nehmen. 2Der Umschlag ist mit 

Inhaltsangaben einzuheften. 3Anlagen größeren Formats sind mit den Angaben des 

Verfahrens, zu dem sie eingereicht wurden, zu versehen, und gesondert 

aufzubewahren. 4Schriftstücke und Anlagen, die im Rahmen eines 

Güterichterverfahrens von den Parteien, den Beteiligten oder der Güterichterin bzw. 

dem Güterichter als vertraulich bezeichnet werden, werden in einem besonderen 

Umschlag aufbewahrt, auf dem Aktenzeichen, Einsender/in, Inhalt und eine 

eventuelle Rückgabe zu vermerken sind. 

(6) Für Blätter, die aus besonderen Gründen vorübergehend oder endgültig aus den 

Akten genommen werden, ist ein als solches zu bezeichnendes Fehlblatt 

einzuordnen, auf dem die Blattzahl(en) und sonstige Angaben nach Anordnung zu 

vermerken sind. 
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§ 7 Hauptakten 

(1) In die Hauptakten sind alle in § 6 genannten Schriftstücke einzuheften, soweit sie 

nicht in die Nebenakten (§§ 8 und 9) oder Blattsammlungen (§ 10) gehören. 

(2) Von Schriftstücken, die sowohl in eine Hauptakte als auch in andere Akten 

gehören, werden die Originale in die Hauptakten, die Abschriften oder Ablichtungen 

hiervon in die anderen Akten eingeheftet, soweit andere Rechtsvorschriften dem 

nicht entgegenstehen. 

(3) 1Nebenakten sind Bestandteile der Hauptakten und bleiben dies auch nach 

Erledigung des Verfahrens. 2Die Anlegung einer Nebenakte ist auf der Hauptakte zu 

vermerken. 

 

§ 8 Nebenakte - Prozesskostenhilfe (PKH) 

(1) 1Schriftstücke und Vorgänge, die die Prozesskostenhilfe in einem anhängigen 

Verfahren betreffen, werden unter Beachtung von Nr. 2.1 der 

Durchführungsbestimmungen zum Gesetz über die Prozesskostenhilfe in die 

Nebenakte - PKH eingeheftet. 2Dies gilt auch, wenn ein Rechtsmittel eingelegt wird. 
3Die Nebenakte „Prozesskostenhilfe“ erhält nach dem Aktenzeichen den 

Klammerzusatz „(PKH)", z.B. 1 K 1022/06 (PKH). 

(2) 1Von Schriftstücken, die sowohl eine Klage als auch das Verfahren auf 

Prozesskostenhilfe betreffen, sind Ablichtungen in die gesondert anzulegende 

Nebenakte einzuheften. 2Die Erklärung über die persönlichen und wirtschaftlichen 

Verhältnisse ist nur in die Nebenakte einzuheften. 

 

§ 9 Nebenakte – Zustellungsnachweise 

Zustellungsnachweise können, wenn sie in einer Sache mit vielen Beteiligten in 

großer Zahl anfallen, in einer Nebenakte vereinigt werden, auf die bei den 

Zustellungsverfügungen hinzuweisen ist. 

 

§ 10 Blattsammlungen, Retente und Sammelakten 

(1) 1Für Retente sowie alle in das Allgemeine Register (§ 19) einzutragenden 

Schriftstücke können jeweils als gesonderte Blattsammlungen geführt werden. 2Die 

Ladungen der ehrenamtlichen Richter werden in Sammelakten aufgenommen. 

(2) Auf den Blattsammlungshüllen ist das Aktenzeichen zu vermerken. 

(3) 1Blattsammlungen werden nach Abschluss des jeweiligen Vorgangs zu 

Sammelakten vereinigt, soweit es sich nicht um Verfahren vor der Güterichterin oder 
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dem Güterichter handelt 2Dies gilt nicht für Retente und Nebenakten, die als 

Blattsammlung geführt werden. 3Retente sind nach Rückkehr der Akten aufzulösen, 

das entstandene Schriftgut ist zu den Akten zu nehmen. 

 

§ 11 Doppelakten 

 
1Wenn ein Gericht höherer Instanz über ein Rechtsmittel gegen ein Teilurteil zu 

entscheiden hat und das Verfahren im Übrigen im unteren Rechtszug fortgesetzt 

wird, so wird von der Hauptakte ein Doppel (Doppelakte) angelegt. 2Das Anlegen 

einer Doppelakte ist im Datensatz zu vermerken. 3Die Doppelakte ist von der 

Hauptakte bis zur Beendigung dieser Verfahren getrennt zu führen. 4Ein Datenblatt 

ist unnummeriert vorzuheften. 5Die Doppelakten sind nach Beendigung der 

getrennten Führung den Hauptakten geschlossen beizufügen. 6Doppelakten und 

Hauptakten werden nicht vereinigt. 7Das Anlegen von Doppelakten ist auf dem 

Aktenumschlag der Hauptakte zu vermerken. 

 

§ 12 Ersatzakten 

1Ist eine Akte oder ein Aktenteil abhanden gekommen, muss dies der oder dem 

zuständigen Senats- bzw. Kammervorsitzenden, der Güterichterin oder dem 

Güterichter sowie der Gerichtsleitung angezeigt werden. 2Nach Weisung der oder 

des Vorsitzenden oder der Güterichterin oder des Güterichters ist eine Ersatzakte 

anzulegen und diese auf dem Umschlag als solche zu kennzeichnen. 3Das Anlegen 

einer Ersatzakte ist im Datensatz zu vermerken. 4Ein neues Datenblatt ist 

unnummeriert vorzuheften. 5Wird die abhanden gekommene Akte wieder 

aufgefunden, entscheidet die oder der Vorsitzende oder die Güterichterin oder der 

Güterichter, ob diese oder die Ersatzakte weitergeführt wird; in beiden Akten sind 

entsprechende Vermerke anzubringen. 6Die Gerichtsleitung ist zu unterrichten. 7Die 

nicht weitergeführte Akte wird wie eine Doppelakte (§ 11) behandelt. 

 

 

§ 13 Trennung und Verbindung 

(1) 1Nach Trennung von Verfahren (§ 93 VwGO) sind für die abgetrennten Verfahren 

weitere Akten anzulegen, in die auf Anordnung des/der Vorsitzenden, der 

Berichterstatterin, des Berichterstatters oder der Einzelrichterin bzw. des 

Einzelrichters Ablichtungen der bisherigen Vorgänge aufgenommen werden können. 
2Ein Datenblatt ist unnummeriert vorzuheften. 3Die Trennung ist auf dem 

Aktenumschlag und im Verfahrensregister zu vermerken. 

(2) 1Werden Verfahren zur gemeinsamen Verhandlung und Entscheidung verbunden 

(§ 93 VwGO), sind nur die Akten des nicht erledigten Verfahrens weiterzuführen. 2Die 
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Akten des durch Verbindung erledigten Verfahrens bleiben mit einer Abschrift des 

Verbindungsbeschlusses als Beiakte bei der weiterführenden Akte. 3Auf ihrem 

Umschlag ist in einem Vermerk auf die Verbindung hinzuweisen. 4Die Verbindung ist 

im Datensatz des verbundenen sowie des führenden Verfahrens zu vermerken. 

 

§ 14 Rechtsmittel 

(1) 1Die Vorgänge des Berufungs-, Beschwerde- und Zulassungsverfahrens werden 

in die Hauptakte und/oder Nebenakte des Verwaltungsgerichts unter Fortsetzung der 

Blattnummerierung eingeordnet. 2Es ist ein neues Datenblatt anzulegen und vor das 

verbleibende Datenblatt der ersten Instanz einzufügen. 

(2) 1Wird eine Akte dem Rechtsmittelgericht zur Entscheidung vorgelegt, ist ein 

Retent (§ 10) anzulegen. 2Schriftstücke und Vorgänge, die bei einem Gericht zu 

einem Verfahren in höherer Instanz anfallen, sind nach Anordnung des Gerichts 

weiterzuleiten oder in dem angelegten Retent zu verwahren; sie sind in die Akte oder 

Nebenakte nach der Schlussverfügung des Rechtsmittelgerichts einzuordnen, sobald 

diese nach Abschluss des Rechtsmittelverfahrens zurückgegeben worden sind. 3Dies 

gilt auch für die Entscheidungen des Bundesverwaltungsgerichts.  

 

§ 15 Wiederaufnahmeverfahren 

1Schriftstücke zu Nichtigkeits- und Restitutionsklagen werden in neu anzulegenden 

Akten gesammelt. 2Die Akten der betroffenen, rechtskräftig abgeschlossenen 

Verfahren sind beizufügen. 3Auf der Vorderseite der Aktenumschläge beider 

Verfahren und im Verfahrensregister ist auf das Vorhandensein des jeweils anderen 

Verfahrens hinzuweisen. 4Ein neues Datenblatt ist unnummeriert vorzuheften. 

C. Registrierung, Verhandlungskalender und Adressdatei 

§ 16 Registrierung der Verfahren bei den Verwaltungsgerichten 

 

(1) 1Bei den Verwaltungsgerichten sind für folgende Verfahrensarten jeweils 

einheitliche Registerbuchstaben (Anlage 1) zu verwenden: 

a) Hauptverfahren  

(Klagen, Personalvertretungssachen und Disziplinarverfahren sowie 

berufsgerichtliche Verfahren); 

b) Verfahren zur Gewährung von vorläufigem Rechtsschutz; Anträge gegen 

vorläufige Maßnahmen nach dem Bundes- und Landesdisziplinargesetz; 

c)   Vollstreckungsverfahren; 

d) Kostensachen im Sinne der VwG-Statistik sowie sonstige Anträge außerhalb 

eines anhängigen Verfahrens; z.B. Rechtshilfeersuchen, 
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Beweissicherungsverfahren (also z.B. Durchsuchung einer Wohnung wegen 

Urkunden in einem späteren Verfahren) oder Verfahren vor der Güterichterin 

oder dem Güterichter nach § 173 VwGO in Verbindung mit § 278 Absatz 5 

ZPO. Nicht zu zählen ist die Vereidigung der ehrenamtlichen Richter. 
2Die Landesjustizverwaltung kann in der Anlage 1 auch getrennte 

Registerbuchstaben für die vorstehend genannten Verfahren zulassen. 

(2) Ein selbständig geführtes Prozesskostenhilfeverfahren ist unter dem 

Registerbuchstaben zu erfassen, unter dem der spätere Antrag oder die Klage in der 

Hauptsache zu erfassen wäre. 

(3) Wird ein Verfahren fortgesetzt, nachdem die Sache im Sinne der VwG-Statistik 

als erledigt weggelegt worden ist, so ist das Verfahren neu zu erfassen. 

(4) Die Erhebung einer Verzögerungsrüge nach § 173 Satz 2 VwGO i.V.m. § 198 

Abs. 3 GVG ist im Register bei dem betreffenden Verfahren zu erfassen, sobald in 

der Instanz die erste Verzögerungsrüge eines beliebigen Beteiligten eingegangen ist. 

Nachfolgende Verzögerungsrügen desselben oder anderer Beteiligter werden nicht 

erfasst. 

(5) Die registermäßige (Neu-) Erfassung unterbleibt: 

a) bei Verfahren, die nach Erlass eines Vorbehaltsurteils  

(§ 173 VwGO i.V.m. § 302 ZPO) im Nachverfahren  

weiterbetrieben werden, 

b) bei Eingang eines Antrags auf Bewilligung von Prozesskostenhilfe, sofern die 

Hauptsache bereits anhängig ist oder gleichzeitig anhängig gemacht wird, 

c) bei Eingang eines Antrags oder einer Klage, sofern für die Hauptsache bereits 

ein Antrag auf Bewilligung von Prozesskostenhilfe läuft oder innerhalb des 

letzten Monats durch Beschluss erledigt worden ist, 

d) bei allen unter Abs. 1 Buchstabe d) erfassten Verfahren, wenn die Hauptsache 

bereits anhängig ist oder gleichzeitig anhängig wird; dies gilt nicht für die 

Neuerfassung von Kostensachen im Sinne der VwG-Statistik und Verfahren vor 

der Güterichterin oder dem Güterichter 

e) bei Einreichung einer Verzögerungsrüge nach § 173 Satz 2 VwGO i.V.m. § 198 

Abs. 3 GVG. 

(6) 1Rügeverfahren gemäß § 152a VwGO sind als Neueingänge zu erfassen, soweit 

das Ursprungsverfahren selbst im Sinne der VwG-Statistik über eine 

Verfahrenserhebung erfasst wird. 2Die Rügeverfahren sind in jedem Fall im Register 

beim Eingang des Ursprungsverfahrens unter Angabe des Eingangsdatums zu 

vermerken. 

(7) 1Bei Verweisungen vor eine Güterichterin oder einen Güterichter nach § 173 
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VwGO in Verbindung mit § 278 Absatz 5 ZPO wird dem Registerbuchstaben (Anlage 

1) der Zusatz "GR" voran- oder nachgestellt. 2Im Register des Herkunftsverfahrens 

ist das Aktenzeichen des Güterichterverfahrens zu vermerken; im 

Güterichterverfahren ist das Aktenzeichen des Herkunftsverfahrens zu erfassen. 

(8) Wird ein Verfahren von einem anderen Verfahren abgetrennt, so behält eines der 

Verfahren das bisherige Aktenzeichen, das andere Verfahren wird unter einem 

neuen Aktenzeichen erfasst. 

(9) Abgaben innerhalb eines Gerichts betreffend Kostensachen sowie der unter Abs. 

1 Buchstabe c) und d) erfassten Verfahren sind besonders kenntlich zu machen. 

(10) Die Namen der Beteiligten werden in einer besonderen Datei (Adressdatei, §  2) 

elektronisch erfasst. 

 

§ 17 Registrierung der Verfahren bei dem Oberverwaltungsgericht 

(1) 1Bei dem Oberverwaltungsgericht sind für folgende Verfahrensarten jeweils 

einheitliche Registerbuchstaben (Anlage 1) zu verwenden: 

a) Berufungen, Anträge auf Zulassung der Berufung, Beschwerden gegen 

Hauptsacheentscheidungen in Personalvertretungssachen und 

Beschwerdeverfahren in Disziplinarsachen; 

b) Verfahren zur Gewährung von vorläufigem Rechtsschutz und die Beschwerden 

gegen Entscheidungen in solchen Verfahren; 

c) erstinstanzliche Hauptverfahren; 

d) Beschwerden in PKH-Sachen; 

e) sonstige Beschwerden gegen Beschlüsse; 

f) Kostensachen im Sinne der VwG-Statistik sowie die sonstigen Anträge 

außerhalb eines anhängigen Verfahrens (z.B. Rechtshilfeersuchen, 

Beweissicherungsverfahren (also z.B. Durchsuchung einer Wohnung wegen 

Urkunden in einem späteren Verfahren), Entbindung ehrenamtlicher Richter 

von ihrem Amt, Verfahren zur Bestimmung des zuständigen Gerichts, 

Zwischenverfahren nach § 99 Abs. 2 VwGO, Verfahren vor der Güterichterin 

oder dem Güterichter nach § 173 VwGO in Verbindung mit §  278 Absatz 5 

ZPO, Selbständige Vollstreckungssachen, soweit das Vollstreckungsgericht 

zuständig ist (also nicht z.B. die Vollstreckungsabwehrklage oder die 

Drittwiderspruchsklage) sowie Klagen auf Entschädigung nach § 173 Satz 2 

VwGO i.V.m. § 201 GVG und die diesen Verfahren vorausgegangenen Anträge 

auf Bewilligung von Prozesskostenhilfe (§117 ZPO)). 
2Die Landesjustizverwaltung kann in der Anlage 1 auch getrennte 

Registerbuchstaben für die vorstehend genannten Verfahren zulassen. 
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(2) Ein selbständig geführtes Prozesskostenhilfeverfahren ist unter dem 

Registerbuchstaben zu erfassen, unter dem der spätere Antrag oder die Klage zur 

Hauptsache zu erfassen wäre. 

(3) Wird ein Verfahren fortgesetzt, nachdem die Sache im Sinne der VwG-Statistik 

als erledigt weggelegt worden ist, so ist das Verfahren neu zu erfassen. 

(4) Bei Klagen auf Entschädigung nach § 173 Satz 2 VwGO i.V.m. § 201 GVG wird 

dem Registerbuchstaben (Anlage 1) der Zusatz "EK" voran- oder nachgestellt. 

(5) 1Die Erhebung einer Verzögerungsrüge nach § 173 Satz 2 VwGO i.V.m. § 198 

Abs. 3 GVG ist im Register bei dem betreffenden Verfahren zu erfassen, sobald in 

der Instanz die erste Verzögerungsrüge eines beliebigen Beteiligten eingegangen ist. 
2Nachfolgende Verzögerungsrügen desselben oder anderer Beteiligter werden nicht 

erfasst. 

(6) Die registermäßige (Neu-)Erfassung unterbleibt: 

a) bei Verfahren, die nach Erlass eines Vorbehaltsurteils (§ 173 VwGO i.V.m. § 

302 ZPO) im Nachverfahren weiterbetrieben werden, 

b) bei Eingang eines Antrags auf Bewilligung von Prozesskostenhilfe, sofern die 

Hauptsache bereits anhängig ist oder gleichzeitig anhängig wird, 

c) bei Eingang eines Antrags oder einer Klage, sofern für die Hauptsache bereits 

ein Antrag auf Bewilligung von Prozesskostenhilfe gestellt ist oder innerhalb 

des letzten Monats durch Beschluss erledigt worden ist, 

d) bei allen unter Abs. 1 Buchstabe f) gehörigen Anträgen, wenn die Hauptsache 

bereits anhängig ist oder gleichzeitig anhängig wird; dies gilt nicht für die 

Neuerfassung von Kostensachen im Sinne der VwG-Statistik und Verfahren vor 

der Güterichterin oder dem Güterichter, 

e) bei Einreichung einer Verzögerungsrüge nach § 173 Satz 2 VwGO i.V.m. § 198 

Abs. 3 GVG. 

(7) 1Rügeverfahren gemäß § 152a VwGO sind als Neueingänge zu erfassen, soweit 

das Ursprungsverfahren selbst im Sinne der VwG-Statistik über eine 

Verfahrenserhebung erfasst wird. 2Die Rügeverfahren sind in jedem Fall im Register 

beim Eingang des Ursprungsverfahrens unter Angabe des Eingangsdatums zu 

vermerken. 

(8) 1Bei Verweisungen vor eine Güterichterin oder einen Güterichter nach § 173 

VwGO in Verbindung mit § 278 Absatz 5 ZPO wird dem Registerbuchstaben (Anlage 1) 

der Zusatz "GR" voran- oder nachgestellt. 2Im Register des Herkunftsverfahrens ist 

das Aktenzeichen des Güterichterverfahrens zu vermerken; im Güterichterverfahren 

ist das Aktenzeichen des Herkunftsverfahrens zu erfassen. 
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(9) Wird gegen dieselbe Entscheidung von mehreren Beteiligten das gleiche 

Rechtsmittel eingelegt, so ist die Sache nur einmal zu erfassen. 

(10) Wird ein Verfahren von einem anderen Verfahren abgetrennt, so behält eines 

der Verfahren das bisherige Aktenzeichen, das andere Verfahren wird unter neuem 

Aktenzeichen erfasst. 

(11) Abgaben innerhalb eines Gerichts betreffend Kostensachen sowie der unter 

Abs. 1 Buchstabe d) bis f) erfassten Verfahren sind besonders kenntlich zu machen. 

(12) Die Namen der Beteiligten werden in einer besonderen Datei (Adressdatei, §  2) 

elektronisch erfasst. 

 

§ 18 Datenerfassung 

(1) 1Die Registrierung der Neueingänge erfolgt in elektronischer Form. 2Dabei 

werden die Vorgangs- und Personendaten, insbesondere das Aktenzeichen, die 

Namen der Verfahrensbeteiligten und das Eingangsdatum vollständig aufgenommen, 

soweit dies im elektronischen System vorgegeben ist. 3Die Eintragungen bilden den 

Inhalt des ausdruckbaren Datenblattes. 

(2) 1Die Registrierung erfolgt jahrgangsweise. 2Es werden die eingegebenen 

Verfahren gezählt und diesen eine elektronische Vorgangsnummer zur Bildung des 

Aktenzeichens zugeteilt. 3Die Vorgangsnummern aller erfassten Verfahren werden 

unabhängig von den Verfahrensarten bei den Verwaltungsgerichten beginnend mit 

„1“, bei dem Oberverwaltungsgericht beginnend mit „10.000“, 

spruchkörperübergreifend fortlaufend gezählt. 4Die Präsidentin oder der Präsident 

des Oberverwaltungsgerichts kann abweichend von Satz 3 einheitlich für alle 

Gerichte anordnen, dass die Verfahren unabhängig von den Verfahrensarten 

beginnend mit „1“ spruchkörperbezogen bzw. spruchkörperübergreifend fortlaufend 

gezählt werden. 

(3) 1Bei Änderung der Zuständigkeit des Spruchkörpers wird lediglich die der 

Vorgangsnummer vorangestellte Bezeichnung des Spruchkörpers berichtigt. 2Dies 

gilt nicht, wenn die Präsidentin oder der Präsident des Oberverwaltungsgerichts eine 

Anordnung nach § 18 Abs. 2 Satz 4 getroffen hat. 

(4) Werden Kostensachen zur Entscheidung vorgelegt, ist dies im Register unter 

Angabe des Vorlegungsdatum zu vermerken. 

(5) Nach Abschluss des Verfahrens werden Art und Zeitpunkt der Erledigung in das 

Register eingetragen. Gegebenenfalls ist eine Bemerkung aufzunehmen. 

(6) 1Die Pflege der Daten (Änderungen, Erweiterungen, Ergänzungen usw.) obliegt 
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den zuständigen Serviceeinheiten bzw. Geschäftsstellenverwalter/innen. 2Die 

Gerichtsleitung kann ergänzende Regelungen treffen. 3Änderungen, Erweiterungen, 

Ergänzungen usw. sind unverzüglich und vollständig nach den Vorgaben des 

Systems aufzunehmen. 

 

§ 19 Allgemeines Register 

(1) 1Bei jedem Gericht wird ein Allgemeines Register geführt. 2Es wird 

jahrgangsweise geführt mit den Spalten: Laufende Nummer, Eingangsdatum, 

Einsender, Inhalt, Verbleib, Erledigungsdatum und Bemerkungen. 

(2) In das Register sind insbesondere einzutragen: 

a) Schriftstücke, bei denen zweifelhaft ist, ob sie zu bereits bestehenden oder 

noch anzulegenden Akten gehören, oder ob sie an die Verwaltungsregistratur 

oder ein anderes Gericht oder eine andere Behörde abzugeben sind, 

b) Schriftstücke, die ohne sachliche Verfügung an ein anderes Gericht oder an 

eine andere Behörde abzugeben sind, 

c) Akteneinsichten außerhalb anhängiger Verfahren, 

d) Rechtssachen, die ehrenamtliche Richter betreffen (z. B. § 4 Abs. 1 JVEG, 

Ordnungsgeld gem. § 33 Abs. 1 VwGO), 

e) Schutzschriften. 

(3) 1Nach der Erledigung ist die Rechtssache in dem Allgemeinen Register mit dem 

Vermerk über die Erledigung und/oder den Verbleib mit Datumsangabe auszutragen. 
2Entsprechendes gilt bei der Abgabe von Schriftstücken an die für 

Verwaltungsangelegenheiten zuständige Serviceeinheit oder ein anderes Gericht 

oder eine andere Behörde. 3Das Aktenzeichen ist in der Spalte „Bemerkungen" 

einzutragen.  

 

§ 20 Sonstige Vorgänge 

(1) Als Justizverwaltungsangelegenheiten zu behandeln und nicht zu den 

Verfahrensakten zu nehmen sind insbesondere: 

a) Anträge und Eingaben (z.B. Ersuchen auf Auskünfte aus den Akten und auf 

Erteilung von Abschriften) durch nicht am Verfahren Beteiligte, 

b) Dienstaufsichtsbeschwerden.  

 

§ 21 Verhandlungskalender 

(1) Der Verhandlungskalender wird jahrgangsweise geführt mit den Spalten: 1. 

Laufende Nummer, 2. Uhrzeit, 3. Aktenzeichen, 4. Kläger, 5. Beklagter, 6. 

Beigeladener/Beteiligter, 7. BE, 8. Verkündungstermin, 9. Urteil zur Geschäftsstelle 
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am: und 10. Bemerkungen 

(2) 1Die Spalten 1 bis 7 des Verhandlungskalenders werden mit der Fertigung der 

Ladungsverfügung automatisch ausgefüllt. 2Der Verhandlungskalender ist sodann 

auszudrucken und für jeden Spruchkörper chronologisch in einem Aktenordner 

aufzubewahren. 3In den Spalten 8 bis 10 wird der Verhandlungskalender manuell 

fortgeführt. 

(3) In den Verhandlungskalender werden Termine zur mündlichen Verhandlung, 

Beweisaufnahme, Verkündung einer Entscheidung, Erörterung des Sachverhaltes 

und Termine ohne mündliche Verhandlung eingetragen. 

(4) Die Spalte 9 ist auszufüllen, sobald die vollständig abgefasste und 

unterschriebene Urschrift des Urteils zur Geschäftsstelle gelangt. 

(5) 1Wird ausnahmsweise ein Urteil ohne Tatbestand, Entscheidungsgründe und 

Rechtsmittelbelehrung der Geschäftsstelle übergeben (§ 117 Abs. 4 VwGO), so ist 

der Tag des Eingangs in Spalte 10 zu vermerken; Spalte 9 ist erst auszufüllen, wenn 

das Urteil vollständig abgefasst der Geschäftsstelle übergeben worden ist. 2In 

Verfahren, in denen kein Urteil ergangen ist, ist alsbald nach Bekanntwerden des 

Terminsergebnisses die Art der Entscheidung oder Erledigung (z. B. Beschluss, 

Beweisbeschluss, Vergleich, Hauptsacheerledigungserklärung etc.) in Spalte 10 

einzutragen. 

(6) Der Verhandlungskalender kann durch eine Sammlung der Tagesordnungen 

ersetzt werden, wenn sich daraus die in den Absätzen 1-5 vorgeschriebenen Daten 

ergeben. 

 

§ 22 Adressdatei 

1Die Erfassung der Daten der Verfahrensbeteiligten (Adressdatei) erfolgt in 

elektronischer Form. 2Dabei werden die Daten, insbesondere die Namen und die 

Adresse vollständig übernommen, soweit dies im elektronischen System vorgegeben 

ist. 3Die Datenerfassung hat die Brauchbarkeit der Datei zu gewährleisten. 

 

D. Geschäftsgang 

§ 23 Verwahrung der Akten 

(1) 1Die Akten werden von der Serviceeinheit bzw. Geschäftsstellenverwalter/in 

verwahrt. 2Sie sind nach Geschäftsjahren und Nummernfolgen der Aktenzeichen zu 

ordnen. 3Retente sind dort zu verwahren, wo die dazugehörenden Akten zu 

verwahren wären. 4Das Nähere bestimmt die Gerichtsleitung einheitlich für alle 

Spruchkörper. 
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(2) Abgeschlossene Akten werden grundsätzlich nach Spruchkörper, 

Geschäftsjahren und Nummernfolgen der Aktenzeichen geordnet im Archiv verwahrt. 

(3) Sammelakten werden nach besonderer Anordnung der Gerichtsleitung verwahrt. 

(4) Mit Ausnahme vertraulich zu behandelnder Sachen dürfen Akten nicht unter 

persönlichem Verschluss gehalten werden. Aus den Diensträumen dürfen Akten nur 

mit Wissen des für die Verwaltung des Schriftguts Verantwortlichen entfernt werden. 

(5) Die Akten des Güterichterverfahrens sind bis zum Abschluss des 

Güterichterverfahrens separat und ohne Einsichtsmöglichkeit für Dritte 

aufzubewahren. 

 

§ 24 Kontrolle der Akten und Überwachung der Fristen 

(1) Die Serviceeinheit bzw. Geschäftsstellenverwalter/in hat den Aktenumlauf 

innerhalb des Gerichts mit einer elektronischen Aktenstandortkontrolle 

nachzuweisen. 

(2) 1In den Fällen der vorübergehenden Versendung von Akten ist ein Retent 

anzulegen. 2Die vorübergehende Versendung von Akten, das Aktenzeichen der 

Rechtsmittelinstanz und die endgültige Abgabe der Akten an ein anderes Gericht 

einschließlich dessen Aktenzeichen sind elektronisch zu vermerken. 

 

(3) Wiedervorlagefristen können mittels elektronischer Fristenkontrolle überwacht 

werden. 

(4) Das Nähere bestimmt die Gerichtsleitung einheitlich für alle Spruchkörper. 

 

§ 25 Abschluss der Akten 

(1) 1Gilt ein Verfahren im Sinne der VwG-Statistik als erledigt, schließt die 

Serviceeinheit bzw. Geschäftsstellenverwalter/in die Akte mit einer abschließenden 

Prüfung und dem Vermerk über die Kostenbehandlung, Aufbewahrung, 

Aussonderung, Ablieferung und Vernichtung des Schriftgutes durch die zuständigen 

Urkundsbeamten der Geschäftsstelle nach den hierzu erlassenen besonderen 

Bestimmungen ab. 2Eine Klage auf Entschädigung nach § 173 Satz 2 VwGO i.V.m. 

§ 201 GVG gilt auch dann als erledigt, wenn der Prozesskostenvorschuss nicht 

binnen sechs Monaten nach Anforderung eingegangen ist. 

(2) 1Ein Güterichterverfahren ist abgeschlossen, wenn eine Mitteilung über die 

Beendigung des Verwaltungsrechtsstreits (z.B. Abschluss eines Vergleichs oder 

einer Vereinbarung über die Rücknahme der Klage) durch die Güterichterin, den 
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Güterichter oder eine sonstige Rückgabe zum Herkunftsverfahren erfolgt ist. 2Nach 

Abschluss des Güterichterverfahrens ist das als vertraulich bezeichnete Schriftgut an 

den Einsender zurückzugeben oder zu vernichten, es sei denn, die Parteien oder die 

Beteiligten haben eine andere Vereinbarung getroffen. 3Das in der Akte oder 

Blattsammlung verbleibende Schriftgut ist an das Prozessgericht zurückzugeben und 

bei den Akten des Herkunftsverfahrens aufzubewahren.1Verwaltungsakten der an 

den Verfahren Beteiligten sowie sonstige Schrift- und Beweisstücke bleiben zunächst 

bei den Akten. 2Wird ein Rechtsmittel eingelegt, werden sie mit den Akten dem 

Rechtsmittelgericht vorgelegt. 3Wird kein Rechtsmittel eingelegt, werden sie, sofern 

sie nicht bei den Akten verbleiben sollen, frühestens mit Ablauf der Rechtsmittelfrist 

oder nach Rechtsmittelverzicht durch das Gericht der ersten Instanz zurückgegeben.  

(3) 1Die bei der Durchführung eines Rechtshilfeersuchens entstandenen Vorgänge 

sind mit den übersandten Akten und Unterlagen an das ersuchende Gericht, die 

ersuchende Behörde oder ein zweites, um Rechtshilfe ersuchtes Gericht zu geben. 
2Das Ersuchen und eine Durchschrift der Übersendungsverfügung verbleiben bei der 

gemäß § 10 Abs. 1 anzulegenden Blattsammlung. 3Von Schriftstücken, die ohne 

Begleitverfügung urschriftlich abgegeben werden, sind keine Ablichtungen 

zurückzubehalten. 

(4) Ist das Verfahren erledigt, so werden die abschließenden Daten elektronisch 

erfasst. 

 

E. Schlussbestimmungen 

§ 26 In-Kraft-Treten 

 

Die vorstehenden Bestimmungen sind ab 1. Juli 2016 anzuwenden. 
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Anlage 1 zur Aktenordnung der Verwaltungsgerichtsbarkeit 

 

 

 

Verfahrensregister des Oberverwaltungsgerichts und des Berufsgerichtshofs für die Heilberufe 

 

 

(1) Bei dem Oberverwaltungsgericht werden folgende Register geführt: 

 

E = Erstinstanzliche Hauptverfahren 

Bf = Rechtsmittel in Hauptsacheverfahren 

Bs = Rechtsmittel und Anträge in Verfahren des vorläufigen Rechtsschutzes 

Es = Anträge des vorläufigen Rechtsschutzes, die mit einem  

E-Verfahren im Zusammenhang stehen 

Nc = Rechtsmittel und Anträge in Verfahren des vorläufigen  

Rechtsschutzes in Numerus-Clausus-Sachen  

So = 

AS = 

AR = 

G = 

Sonstige Beschwerden (PKH- und weitere Beschwerden) 

Sonstige Anträge außerhalb eines bei Gericht anhängigen Verfahrens 

Allgemeines Register 

Güterichter/in (Mediationsverfahren) 

 

 

(2) Beim Oberverwaltungsgericht werden folgende Verfahren geführt: 

 

E = Erstinstanzliche Hauptverfahren. 

Dabei sind folgende Unterscheidungszeichen durch einen Punkt getrennt anzufügen: 

 

N = Normenkontrollverfahren  

P = Planfeststellungsverfahren 

V = Verfahren betr. Vereinsverbote 

 

Beispiel: 2 E 21/07.P 

 

Bf = Anträge auf Zulassung der Berufung, Berufungen, Beschwerden gegen 

Hauptsacheentscheidungen in Personalvertretungssachen, Berufungen und Beschwerden in 

Disziplinarverfahren und Verfahren vor dem Berufsgerichtshof für Heilberufe.  

 

Dabei sind folgende Unterscheidungszeichen durch einen Punkt getrennt anzufügen: 
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Z = Anträge auf Zulassung der Berufung 

A = Verfahren in Asylsachen 

PVB = Verfahren nach dem Bundespersonalvertretungsgesetz 

PVL = Verfahren nach dem Landespersonalvertretungsgesetz 

F = Verfahren nach der Disziplinarordnung 

HBG = Verfahren vor dem Berufsgerichtshof für die Heilberufe 

 

Beispiel: 9 Bf 100/07.F 

 

Bei Anträgen auf Zulassung der Berufung wird der das jeweiligen Verfahren beschreibende Buchstabe 

vor das Z gesetzt. 

 

Beispiel: 1 Bf 100/07.AZ 

 

Bs = Anträge und Beschwerden betreffend die Gewährung vorläufigen Rechtsschutzes. Die 

Unterscheidungszeichen werden durch einen Punkt getrennt entsprechend angefügt. 

 

Es = Verfahren zur Gewährung von vorläufigem Rechtsschutz, die mit einem erstinstanzlichen E-

Verfahren im Zusammenhang stehen. Die Unterscheidungszeichen werden durch einen Punkt 

getrennt entsprechend angefügt. 

 

Nc = Verfahren des vorläufigen Rechtsschutzes in Numerus-Clausus-Sachen. 

So = Sonstige Beschwerden, z.B. PKH-Beschwerden, Streitwertbeschwerden und 

Kostenbeschwerden. 

Die o.g. Unterscheidungszeichen sind durch einen Punkt getrennt anzufügen. 

AS = Sonstige Anträge außerhalb eines bei Gericht anhängigen Verfahrens, z.B. Entbindung eines 

ehrenamtlichen Richters. 

 

Klagen die wegen überlanger Verfahrensdauer gem. § 173 Satz 2 VwGO i.V.m. § 201 GVG eingehen, 

werden ebenfalls im AS-Register erfasst und bekommen am Ende mit einem Punkt abgetrennt den 

Zusatz „ÜG“,  z.B.  1 AS 5/16.ÜG 

 

 
Verfahrensregister des Verwaltungsgerichts und des Berufsgerichts für die Heilberufe 

 

 

(1) Bei dem Verwaltungsgericht und beim Berufsgericht für die Heilberufe werden folgende Register 

geführt: 

 

K = Klage Normalverfahren, 
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E = Antrag Normalverfahren, 

A = Klage Asylverfahren, 

AE = Antrag auf Asylverfahren, 

Z = Klage Numerus-Clausus-Verfahren, 

ZE = Antrag in Numerus-Clausus-Verfahren, 

BA = Verfahren BAFL, 

AR = Allgemeines Register, 

L = Klage Lastenausgleich, 

LE = Antrag Lastenausgleich, 

W = Klage KDV, 

WE = Antrag KDV, 

D = Klage Disziplinarangelegenheiten, 

DE = Antrag Disziplinarangelegenheiten, 

V = Vollstreckungsanträge, 

AV = Vollstreckungsanträge Asyl, 

FB = Klage Fachkammer Bund, 

FBE = Antrag Fachkammer Bund, 

FL = Klage Fachkammer Land, 

FLE = Klage Fachkammer Land, 

H = Heilberufliche Verfahren, 

M = Mediationsverfahren 

 
_________________________________________________________________________________ 
 

 

Rechtsprechung 
 
1. Die Schaffung von Wahlkreisen, in denen fünf Wahlkreissitze vergeben werden, und die 
Anwendung des Divisorverfahrens mit Standardrundung auf die Vergabe von nur fünf  
Wahlkreissitzen (§ 1 Abs. 1 BezVWG i.V.m. §§ 4 Abs. 2 Satz 1 bis 4 BüWG i.V.m. der Anlage zu 
§ 3 Abs. 1 BezVWG) bedarf der verfassungsrechtlichen Rechtfertigung, weil hierdurch die 
Grundsätze der Gleichheit der Wahl und der Chancengleichheit der Parteien bei der 
Sitzvergabe erheblich berührt werden. Denn diese Ausgestaltung des Wahlrechts begründet 
bei den derzeitigen politischen Kräfteverhältnissen einen erheblich ungleichen Stimmerfolg der 
Wahlkreisstimmen und führt zu einer erheblichen faktischen Sperrklausel, wodurch die 
Parteien strukturell unterschiedlich begünstigt werden. 
 

2. Der Gesetzgeber hat die Grenzen des ihm zustehenden Gestaltungsspielraums nicht verletzt. 
Er hat mit den gerügten Regelungen zur Wahl nach Wahlkreislisten verfassungslegitime 
Gründe verfolgt. Die Regelungen sind zur Erreichung dieser Ziele geeignet und erforderlich. 
 
Hamburgisches Verfassungsgericht, 
Urteil vom 26. Januar 2016, HVerfG 3/15  
 

 
Tatbestand 

 
Der Beschwerdeführer wendet sich gegen die Gültigkeit der Wahl zur Bezirksversammlung Harburg 
am 25. Mai 2014. Er rügt die Verfassungswidrigkeit der Verteilung der fünf Wahlkreissitze im 
Wahlkreis 4 (Eißendorf) nach dem Divisorverfahren mit Standardrundung. 
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1.  Die Wahl zu den Bezirksversammlungen am 25. Mai 2014 erfolgte auf der Grundlage des 
Gesetzes über die Wahl zu den Bezirksversammlungen in der Fassung vom 5. Juli 2004 (HmbGVBl. 
S. 313, zuletzt geändert am 17.12.2013, HmbGVBl. S. 502;  
BezVWG) sowie des Gesetzes über die Wahl zur Hamburgischen Bürgerschaft in der Fassung vom 
22. Juli 1986 (HmbGVBl. S. 223, zuletzt geändert am 19.2.2013, HmbGVBl. S. 48; BüWG). Gemäß 
§ 1 Abs. 1 BezVWG ist das Gesetz über die Wahl zur Hamburgischen Bürgerschaft entsprechend 
anwendbar, soweit nicht in diesem Gesetz oder in § 4 des Bezirksverwaltungsgesetzes vom 6. Juli 
2006 (HmbGVBl. S. 404, zuletzt geändert am 17.12.2013, HmbGVBl. S. 503, 522; BezVG) etwas 
anderes bestimmt ist.  
 
a)  Das geltende Wahlrecht geht auf das durch Volksentscheid beschlossene „Gesetz zur 
Änderung des Gesetzes über die Wahl zur hamburgischen Bürgerschaft, des Gesetzes über die Wahl 
zu den Bezirksversammlungen, des Bezirksverwaltungsgesetzes und des Hamburgischen 
Meldegesetzes“ vom 5. Juli 2004 (HmbGVBl. S. 313, in Kraft getreten am 15.7.2004) zurück; dieses 
löste das bis dahin geltende Verhältniswahlrecht mit gebundenen Listen ab, in dem die Sitzverteilung 
nach dem Quotenverfahren Hare/Niemeyer bestimmt wurde. Das durch Volksentscheid beschlossene 
Gesetz war Gegenstand vielfältiger Diskussionen und wurde in der Folgezeit mehrfach geändert (vgl. 
Änderung v. 19.10.2006, HmbGVBl. S. 519 - vgl.  hierzu auch: HVerfG, Urt. v. 27.4.2007, HVerfG 
4/06, LVerfGE 18, 232; Änderungen v. 11.7.2007, HmbGVBl. S. 203, 204). Die derzeitige Struktur des 
Wahlsystems der Wahl zu den Bezirksversammlungen wurde durch das Vierte Gesetz zur Änderung 
wahlrechtlicher Vorschriften vom 7. Juli 2009 (HmbGVBl. S. 213) geschaffen. Der dem 
zugrundeliegende Gesetzentwurf beruhte auf einer Verständigung der seinerzeit in der Bürgerschaft 
vertretenen Parteien mit der Volksinitiative „Mehr Demokratie – Ein faires Wahlrecht für Hamburg“ 
(vgl. Bü-Drs. 19/3280, S. 16). Mit Gesetz vom 19. Februar 2013 (HmbGVBl. S. 48 ff.) wurden ab der 
Europawahl 2014 (vgl. Anlage zu § 3 Abs. 1 BezVWG) für die Wahl zu den Bezirksversammlungen 54 
Wahlkreise gebildet; für die Wahl zur Bürgerschaft verblieb es hingegen bei 17 Wahlkreisen. Die 
Einteilung der Wahlkreise erfolgte entsprechend den Empfehlungen der Wahlkreiskommission (vgl. 
Bü-Drs. 20/6630; vgl. Bericht der Wahlkreiskommission für die 20. Wahlperiode der Hamburgischen 
Bürgerschaft vom 19.6.2012, Bü-Drs. 20/4505, sowie den Ergänzungsbericht vom 28.11.2012, Bü-
Drs. 20/5991).  

 

b)  Die Sitzverteilung bestimmt sich bei der Wahl zu den Bezirksversammlungen aus einem 
Zusammenwirken einer Wahl nach Bezirkslisten und einer Wahl nach Wahlkreislisten. Gemäß § 1 
Abs. 1 BezVWG i.V.m. § 18 Abs. 1 Satz 1 BüWG sind in jedem Bezirk Wahlkreise zu bilden. Nach der 
Anlage zu § 3 Abs. 1 BezVWG sind in den sieben Bezirken der Freien und Hansestadt Hamburg 
jeweils zwischen sieben und neun Wahlkreise gebildet worden. Im Bezirk Harburg werden von den 51 
Sitzen der Bezirksversammlung 30 Sitze nach den auf die Wahlkreislisten und 21 Sitze nach den auf 
die Bezirkslisten abgegebenen Wahlkreisstimmen vergeben. Es bestehen acht Wahlkreise, in denen 
je nach Wahlkreis drei bis fünf Sitze nach Wahlkreislisten vergeben werden (vgl. § 3 Abs. 1 BezVWG 
i.V.m. der Anlage zu § 3 Abs. 1 BezVWG).  
 
Die Anzahl der Sitze, die einer Partei bzw. Wählervereinigung in der Bezirksversammlung insgesamt 
zustehen, bestimmt sich grundsätzlich nach dem Stimmenverhältnis der auf die Bezirkslisten 
entfallenden Stimmen. Die Wahlberechtigten haben bei der Wahl fünf Bezirksstimmen für die Wahl 
nach den Bezirkslisten und fünf Wahlkreisstimmen für die Wahl nach den Wahlkreislisten (§ 1 Abs. 1 
BezVWG i.V.m. § 3 Abs. 1 BüWG). Die fünf Bezirksstimmen können beliebig der Bezirksliste in ihrer 
Gesamtheit (sog. Listenstimmen) und/oder den in den Bezirkslisten genannten Personen (sog. 
Personenstimmen) vergeben werden (§ 1 Abs. 1 BezVWG i.V.m. § 3 Abs. 3 BüWG). Die fünf 
Wahlkreisstimmen können beliebig auf die in den Wahlkreislisten genannten Personen verteilt werden 
(§ 1 Abs. 1 BezVWG i.V.m. § 3 Abs. 2 BüWG).  
 
Die auf eine Partei bzw. Wählervereinigung entfallenden Sitze in der Bezirksversammlung werden 
nach dem Verhältnis der insgesamt für die Bezirkslisten abgegebenen Gesamtstimmen verteilt; dabei 
werden die Listen- und Personenstimmen für jede Bezirksliste addiert (§ 1 Abs. 1 BezVWG i.V.m. § 5 
Abs. 4 Satz 1 BüWG). Es werden nur Parteien bzw. Wählervereinigungen berücksichtigt, die 
mindestens drei vom Hundert der auf die Bezirkslisten abgegebenen gültigen Gesamtstimmen 
erhalten haben (Art. 4 Abs. 3 Satz 2 HV).  
 
Die nach den Bezirkslisten zu vergebenden Sitze werden bestimmt, indem zunächst von der nach den 
Bezirkslisten ermittelten Zahl der Sitze für eine Partei bzw. Wählervereinigung die Zahl der von der 
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Partei oder Wählervereinigung nach den Wahlkreislisten errungenen Sitze abgerechnet wird (§ 1 Abs. 
1 BezVWG i.V.m. § 5 Abs. 6 BüWG). Die so ermittelte Anzahl der Sitze wird sodann unter 
Berücksichtigung der Listenstimmen und Personenstimmen gemäß § 1 Abs. 1 BezVWG i.V.m. § 5 
Abs. 7 und 8 BüWG auf die Kandidaten der Parteien und Wählervereinigungen verteilt.  
 
Für die Sitzvergabe nach Wahlkreislisten ist zunächst die Anzahl der auf eine Partei bzw. 
Wählervereinigung entfallenden Wahlkreissitze zu ermitteln. Dies erfolgt im Verhältnis der Summe der 
für alle Personen einer Partei bzw. Wählervereinigung abgegebenen gültigen Wahlkreisstimmen zu 
den insgesamt abgegebenen gültigen Wahlkreisstimmen (§ 1 Abs. 1 BezVWG i.V.m. § 4 Abs. 2 
BüWG). Für die Verteilung der im jeweiligen Wahlkreis zu vergebenden Sitze auf die verschiedenen 
Wahlkreislisten gilt gemäß § 1 Abs. 1  
BezVWG i.V.m. § 4 Abs. 2 Satz 1 BüWG das Divisorverfahren mit Standardrundung.  
 
§ 4 Abs. 2 BüWG lautet: 

§ 4 

Sitzvergabe nach Wahlkreislisten 

(1) … 

(2) Die Verteilung der im jeweiligen Wahlkreis nach § 18 Absatz 1 zu vergebenden Sitze auf die 

Wahlkreislisten erfolgt nach dem Divisorverfahren mit Standardrundung. Dabei erhält jede 

Wahlkreisliste so viele Sitze, wie sich nach Teilung der Summe ihrer Wahlkreisstimmen durch die 

Wahlzahl ergeben. Zahlenbruchteile unter 0,5 werden auf die darunterliegende ganze Zahl, ab 0,5 auf 

die darüberliegende ganze Zahl gerundet. Die Wahlzahl wird zunächst berechnet, indem die Zahl der 

insgesamt im Wahlkreis abgegebenen gültigen Wahlkreisstimmen durch die Zahl der im Wahlkreis zu 

vergebenden Sitze geteilt wird. Falls hiernach mehr Sitze auf die Wahlvorschläge entfallen, als im 

Wahlkreis zu vergeben sind, ist die Wahlzahl so heraufzusetzen, dass bei der Berechnung nach den 

Sätzen 2 und 3 insgesamt genau so viele Sitze auf die Wahlkreislisten entfallen, wie im jeweiligen 

Wahlkreis zu vergeben sind. Entfallen zu wenige Sitze auf die Wahlkreislisten, ist die Wahlzahl in 

entsprechender Weise herunterzusetzen. Ergeben sich für mehrere Wahlkreislisten Zahlenbruchteile 

von genau 0,5 und würde durch Aufrundung dieser Bruchteile die Zahl der zu vergebenden Sitze 

überschritten, so entscheidet das von der Bezirkswahlleitung zu ziehende Los, welche 

Zahlenbruchteile aufzurunden sind. 

(3)… 

 

Die nach den Wahlkreislisten auf eine Partei bzw. Wählervereinigung entfallenden Sitze werden deren 
Kandidaten in der Reihenfolge der auf sie abgegebenen Stimmenzahl zugewiesen; bei gleicher 
Stimmenzahl entscheidet die Reihenfolge der Benennung auf der Wahlkreisliste (§ 1 Abs. 1 BezVWG 
i.V.m. § 4 Abs. 3 Satz 1 BüWG).  
 
Hat eine Partei oder Wählervereinigung in den Wahlkreisen mehr Sitze errungen, als ihr nach der 
Wahl nach den Bezirkslisten insgesamt zustehen (Überhangmandate), erhöht sich die Gesamtzahl der 
zu vergebenden Sitze (Ausgleichsmandate) entsprechend (vgl. § 1 Abs. 1 BezVWG i.V.m. § 5 Abs. 5 
BüWG).  
 
2. Der Beschwerdeführer war bei der Wahl zu den Bezirksversammlungen am 25. Mai 2014 
wahlberechtigt und von der Wahlkreismitgliederversammlung der CDU im Harburger Wahlkreis 4 
(Eißendorf) als Kandidat gewählt und auf der Wahlkreisliste der CDU benannt worden.  
 
Auf die Kandidaten der Wahlkreislisten der Parteien entfielen nach dem amtlichen Endergebnis im 
Wahlkreis 4 folgende gültige Wahlkreisstimmen: 
SPD   13.028   
CDU    10.628 
Die LINKE    3.698 
GRÜNE      3.640 
FDP     2.094 
 
Unter Anwendung des Divisorverfahrens mit Standardrundung ergab dies die folgende Verteilung der 
fünf Wahlkreissitze: 
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SPD   2   
CDU    1 
Die LINKE  1 
GRÜNE    1 
 
Der Bezirkswahlleiter erklärte aufgrund des Ergebnisses der Personenstimmen der jeweiligen Parteien 
die folgenden Personen für gewählt: 

1. Uwe Schneider, CDU (3.183 Stimmen) 
2. Peter Bartels, SPD (3.129 Stimmen) 
3. Anna-Lena Bahl, SPD (2.266 Stimmen) 
4. Tülin Accoc, GRÜNE (2.194 Stimmen) 
5. Sabine Böddinghaus, DIE LINKE (1.996 Stimmen) 

 
Auf den Beschwerdeführer entfiel kein Wahlkreissitz, da er im Wahlkreis 4 mit 2.283 Stimmen 
innerhalb der Wahlkreisliste der CDU nur die zweithöchste Stimmenzahl erzielt hatte. 
 
3.  Der Beschwerdeführer erhob am 22. Juli 2014 Einspruch gegen das Wahlergebnis. Er machte 
geltend: Die Verteilung der fünf Wahlkreissitze nach dem Divisorverfahren mit Standardrundung sei 
verfassungswidrig, weil diese gegen den Gleichheitssatz des Grundgesetzes und den Grundsatz der 
Gleichheit der Wahl aus Art. 6 Abs. 1 Satz 1 HV verstoße. Der Grundsatz der Gleichheit der Wahl 
gebiete, dass der Stimme jeden Wählers nicht nur der gleiche Zählwert, sondern auch der gleiche 
Erfolgswert zukommen müsse. Dies sei vorliegend nicht gewährleistet, weil jede Stimme für eine 
Person auf der SPD-Liste nahezu den 1,65-fachen Erfolgswert habe wie eine Stimme für eine Person 
auf der CDU-Liste. Eine Stimme für eine Person auf den Wahlkreislisten der GRÜNEN oder der Partei 
DIE LINKE habe einen nahezu dreifach höheren Erfolgswert als jede Stimme für eine Person auf der 
Wahlkreisliste der CDU. Ein verfassungskonformes Rechenmodell hätte daher zu dem Ergebnis 
führen müssen, dass die CDU zwei Wahlkreissitze hätte erhalten müssen. Zudem sei der Grundsatz 
der Normenklarheit verletzt. Danach müsse jedem Wähler verständlich sein, wie sich sein konkretes 
Wahlverhalten auswirke. Dies sei jedoch bei derart eklatanten Unterschieden und Abweichungen nicht 
der Fall. In diesem Zusammenhang sei auch zu berücksichtigen, dass eine unverständlich hohe 
Anzahl von Wahlkreisstimmen ungültig gewesen sei; von den abgegebenen Wahlkreisstimmen seien 
33.062 Stimmen gültig und 2.345 Stimmen (= 6,62 %) ungültig. Hier werde zu klären sein, welche 
Umstände zu der hohen Anzahl von ungültigen Wahlkreisstimmen geführt hätten, da dies 
möglicherweise gleichfalls Einfluss auf das Wahlergebnis gehabt haben könne. Die 
verfassungsrechtlich bedenkliche Mandatszuteilung im Wahlkreis werde auch nicht dadurch geheilt, 
dass die Partei, für die er kandidiert habe, letztlich nicht benachteiligt werde, da sie anstelle des 
Listenmandats im Wahlkreis ein zusätzliches Mandat von der Bezirksliste erhalten habe und damit 
rechnerisch die Mandatszahl unverändert geblieben sei. Denn hierdurch ändere sich die personelle 
Zusammensetzung der Bezirksversammlung. Zudem stamme der von der Bezirksliste nachrückende 
Kandidat aus einem gänzlich anderen regionalen Bereich, wodurch der mit der Schaffung kleiner 
regionaler Wahlkreise verfolgte Zweck unterlaufen werde, den Wählern die Möglichkeit zu geben, auf 
die örtliche Zusammensetzung der Mitglieder der Bezirksversammlung Einfluss zu nehmen.    
 
Der Landeswahlleiter empfahl in seiner Stellungnahme vom 16. September 2014, den Wahleinspruch 
zurückzuweisen. Zur Berechnung der auf die Parteien entfallenden Sitze nach dem Divisorverfahren 
mit Standardrundung führte er u.a. aus: Im Wahlkreis 4 des Bezirks Harburg seien insgesamt 33.088 
gültige Wahlkreisstimmen abgegeben worden. Die Berechnung mit der Wahlzahl (33.088 : 5 = 
6.617,6) habe zum Ergebnis, dass insgesamt sechs Sitze auf die Wahlkreislisten entfielen, u.a. zwei 
Sitze auf die Wahlkreisliste der CDU. Deshalb sei die Wahlzahl so heraufgesetzt worden (End-
Wahlzahl: 7.085,33335696), dass nur die für den Wahlkreis gesetzlich festgelegten fünf Sitze anfielen. 
Dies führe zu der im amtlichen Wahlergebnis ausgewiesenen Sitzverteilung. Die Ursache des von 
dem Beschwerdeführer beanstandeten Effekts liege darin, dass bereits bei einem Zahlenbruchteil von 
0,5 auf einen ganzen Sitz aufgerundet werde und damit rechnerisch für den ersten Sitz eine Anzahl 
von Stimmen hinreichend sei, die der halben End-Wahlzahl entspreche. Ein zweiter Sitz sei ab einem 
Zahlenbruchteil von 1,5 zuzuteilen, so dass die Stimmenzahl rechnerisch das 1,5-fache der End-
Wahlzahl überschreiten müsse. Weil die Anzahl der auf die Wahlkreislisten der SPD, der GRÜNEN 
und der Partei DIE LINKE abgegebenen Stimmen jeweils knapp oberhalb der Rundungsgrenze zu 
einem bzw. einem zweiten Sitz, diejenige der auf die Wahlkreisliste der CDU abgegebenen Stimmen 
hingegen knapp unterhalb der Rundungsgrenze lägen, ergebe sich bei einer rechnerischen 
Durchschnittsbetrachtung, dass für die Zuteilung eines Wahlkreissitzes 6.514 Stimmen der SPD-
Wahlkreisliste, 10.628 Stimmen der CDU-Wahlkreisliste, 3.698 Stimmen der Wahlkreisliste der Partei 
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DIE LINKE und 3.640 Stimmen der Wahlkreisliste der GRÜNEN erforderlich seien. Für alle 
Wahlkreislisten gelte aber gleichermaßen, dass ein erster Wahlkreissitz jeweils bei einer 
Stimmenanzahl zugeteilt werde, die zwischen dem 0,5-fachen und unter 1,5-fachen der End-Wahlzahl 
liege. Ein zweiter Sitz werde bei einer Stimmenanzahl zugeteilt, die zwischen dem 1,5-fachen und 
unter dem 2,5-fachen liege. Die maximale Spanne der Stimmendifferenz (0,5 zu 1,49 für jeweils einen 
Sitz) könne nur auftreten, wenn in dem Wahlsystem die Zuweisung von weniger als zwei Sitzen 
möglich sei. 
 
Die Stellungnahme ist dem Beschwerdeführer nach Mitteilung der Bürgerschaft am 19. September 
2014 übersandt worden. 
 
Der Verfassungs- und Bezirksausschuss der Bürgerschaft schloss sich der Stellungnahme des 
Landeswahlleiters an (Bü-Drs. 20/13778 vom 27.11.2014, S. 11 ff.).  
 
Die Bürgerschaft wies den Einspruch des Beschwerdeführers in ihrer Sitzung vom 16. Dezember 2014 
als unbegründet zurück (Plenarprotokoll 20/102). Der Beschluss der Bürgerschaft wurde dem 
Beschwerdeführer mit Bescheid der Beschwerdegegnerin vom 17. Dezember 2014, zugestellt am 19. 
Dezember 2014, bekannt gemacht und begründet: Der Grundsatz der Gleichheit der Wahl sei nicht 
verletzt, da der vom Beschwerdeführer gerügte unterschiedliche Erfolgswert notwendige Folge des 
angewendeten Verteilungsverfahrens sei. Die Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts 
verlange nicht, dass sich bei einer ex-post-Betrachtung für jeden Wähler die ihm gewährleistete 
gleiche Er-folgschance auch als der exakt verhältnismäßige Stimmerfolg realisiert haben müsse. Das 
Divisorverfahren mit Standardrundung werde auch bei der verhältnismäßigen Sitzverteilung nach § 6 
Bundeswahlgesetz und § 2 Europawahlgesetz angewendet und sei bisher verfassungsrechtlich 
unbeanstandet geblieben. Des Weiteren liege kein Verstoß gegen den verfassungsrechtlichen 
Grundsatz der Normenklarheit in Bezug auf die Sitzverteilung nach den Wahlkreislisten nach § 1 
Abs. 1 BezVWG i.V.m. § 4 Abs. 2 BüWG vor. Die Sitzvergabe nach Wahlkreislisten erfolge in zwei 
Schritten. Zunächst würden die zuzuteilenden Sitze nach dem Verhältnis der insgesamt auf die 
Wahlkreislisten abgegebenen Stimmen auf die einzelnen Wahlkreislisten verteilt. Sodann würden die 
Sitze innerhalb der einzelnen Wahlkreislisten nach dem Höchstzahlprinzip auf die einzelnen 
Kandidierenden verteilt. Die Berechnung in beiden Stufen sei normenklar geregelt. Auch sei für die 
Wahlberechtigten zu erkennen, dass sie mit der Abgabe ihrer Wahlkreisstimmen in zweifacher 
Hinsicht Einfluss auf die gewählte Bezirksversammlung nähmen, und zwar im Hinblick darauf, welche 
Partei oder Wählervereinigung welche Anzahl der Sitze im Wahlkreis erhalte, und im Hinblick darauf, 
welche Personen die Sitze ausfüllten und damit den Wahlkreis in der Bezirksversammlung verträten.  
 
4. Der Beschwerdeführer hat am 19. Januar 2015 beim Hamburgischen Verfassungsgericht 
Wahlprüfungsbeschwerde erhoben. Zur Begründung bezieht er sich auf seine Ausführungen im 
Schreiben vom 17. Juli 2014. 
 
Der Beschwerdeführer beantragt, 
den Beschluss der Bürgerschaft vom 16. Dezember 2014 aufzuheben und die Wahl zur 
Bezirksversammlung Harburg vom 25. Mai 2014 für ungültig zu erklären. 
 
Die Beschwerdegegnerin beantragt, 
die Beschwerde zurückzuweisen. 
 
Sie trägt im Wesentlichen vor: Der Grundsatz der Gleichheit der Wahl aus Art. 4 Abs. 3 Satz 1 HV sei 
nicht verletzt. Obwohl nicht jede Wahlkreisstimme denselben Erfolgswert habe, liege kein Verstoß 
gegen den Grundsatz der Gleichheit der Wahl vor. Denn die Verteilung der Wahlkreissitze sei ohne 
Einfluss auf das politische Kräfteverhältnis in der jeweiligen Bezirksversammlung. Dies richte sich 
nach dem Verhältnis der Stimmanteile der Bezirkslisten. Die Wahl nach Wahlkreislisten sei nur für die 
personelle Verteilung der Sitze in der Bezirksversammlung maßgeblich. Mit der Wahl nach 
Wahlkreislisten habe der Gesetzgeber das für die Wahl zu den Bezirksversammlungen geltende 
Verhältniswahlrecht um ein personelles Moment ergänzt. Er habe dem Wähler hierdurch eine 
zusätzliche Gestaltungsmöglichkeit eingeräumt, indem dieser mit seinen Wahlkreisstimmen 
abweichend von dem grundsätzlich starren Listensystem Einfluss auf die Listenreihenfolge nehmen 
könne. Bei der hierdurch ermöglichten Personenwahl müsse die Zählwertgleichheit gewährleistet sein. 
Eine Erfolgswertgleichheit sei nicht zwingend geboten. 
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Ungeachtet dessen sei das Divisorverfahren mit Standardrundung auch für sich genommen mit dem 
Grundsatz der Gleichheit der Wahl vereinbar. Aus diesem Grundsatz folge kein absolutes 
Differenzierungsverbot. Die Erfolgswertgleichheit erfordere nicht, dass bei einer ex-post-Betrachtung 
die Erfolgschance und der Erfolg jeder Stimme gleich sein müssten. Die Erfolgswertungleichheit 
beruhe auf einer Auf- oder Abrundung zur nächsten ganzen Zahl von Sitzen, die notwendige Folge 
des Verteilungsverfahrens sei. Diese systembedingte Differenzierung im Erfolgswert der Stimmen sei 
hinzunehmen. 
 
Das Gebot der Normenklarheit, das aus dem Rechtsstaatsgebot abgeleitet werde, sei nicht verletzt. 
Es erfordere, dass jeder Wähler vor dem Wahlakt erkennen könne, wie sich die eigene Stimmabgabe 
auf Erfolg oder Misserfolg der Wahlbewerber auswirken könne. Dies sei durch die gesetzliche 
Regelung in § 1 Abs. 1 BezVWG i.V.m. § 4 Abs. 2 BüWG gewährleistet. Dass der Wähler bei 
Stimmabgabe nicht sicher wisse, wie sich seine Wahlkreisstimmen im Ergebnis auswirken werden, sei 
unvermeidlich, weil die Wirkung einzelner Stimmen stets von den Stimmen aller anderen Wähler 
beeinflusst werde. Der Anteil der ungültigen Wahlkreisstimmen lasse keine Rückschlüsse auf eine 
fehlende Normenklarheit zu. Ein ursächlicher Zusammenhang zwischen der Anzahl der ungültigen 
Wahlkreisstimmen und der gesetzlichen Regelung sei vom Beschwerdeführer nicht dargelegt.  
 
Der Senat der Freien und Hansestadt Hamburg hat von dem Verfahren Kenntnis erhalten. Er ist dem 
Verfahren nicht beigetreten. 
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Entscheidungsgründe 

 
Die Wahlprüfungsbeschwerde hat keinen Erfolg. 
 

A 
 
Die Beschwerde ist teilweise zulässig. 
 
1.  Das Hamburgische Verfassungsgericht ist nach Art. 65 Abs. 4 HV, §§ 14 Nr. 10, 47 ff. Gesetz 
über das Hamburgische Verfassungsgericht in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. März 1982 
(HmbGVBl. S. 53, zuletzt geändert am 3.6.2015, HmbGVBl.   S. 105, 107; HVerfGG) und §§ 10 Abs. 
1, 8 Abs. 3 Gesetz über die Prüfung der Wahlen zur Bürgerschaft und zu den Bezirksversammlungen 
(Wahlprüfungsgesetz) vom 25. Juni 1997 (HmbGVBl. S. 282, zuletzt geändert am 6.6.2001, 
HmbGVBl. S. 127) zur Entscheidung über Beschwerden gegen Entscheidungen der Bürgerschaft, 
welche die Gültigkeit der Wahl zu den Bezirksversammlungen betreffen, zuständig (HVerfG, Urt. v. 
15.1.2013, HVerfG 2/11, LVerfGE 24, 163, juris Rn. 55; Urt. v. 7.9.2009, HVerfG 3/08, LVerfGE 20, 
173, juris Rn. 69). 
 
2.  Der Beschwerdeführer ist als Wahlberechtigter, dessen Einspruch durch die Bürgerschaft 
abgewiesen worden ist, beschwerdeberechtigt (vgl. §§ 10 Abs. 1, 8 Abs. 3 Wahlprüfungsgesetz i.V.m. 
§ 47 Abs. 1 Nr. 1 HVerfGG).  
 
Die am 19. Januar 2015 beim Hamburgischen Verfassungsgericht eingegangene Beschwerde ist 
fristgerecht binnen eines Monats nach Zustellung der Entscheidung der Bürgerschaft erhoben worden 
(vgl. §§ 10 Abs. 1, 8 Abs. 3 Wahlprüfungsgesetz i.V.m. § 49 HVerfGG).  
 
3.  Die Wahlprüfungsbeschwerde ist zulässig, soweit der Beschwerdeführer rügt, die Vergabe der 
fünf Wahlkreissitze im Wahlkreis 4 (Eißendorf) des Bezirks Harburg nach dem Divisorverfahren mit 
Standardrundung sei verfassungswidrig. Im Übrigen ist die Wahlprüfungsbeschwerde unzulässig, weil 
die darüber hinaus erhobenen Rügen nicht hinreichend substantiiert sind.  
 
Die verfassungsgerichtliche Überprüfung einer Wahl ist im Wahlprüfungsverfahren auf die von dem 
Beschwerdeführer erhobenen Rügen beschränkt (sog. Anfechtungsprinzip, vgl. zur Bürgerschaftswahl 
und zur Wahl der Bezirksversammlungen: HVerfG, Urt. v. 26.11.1998, HVerfG 4/98 u.a., LVerfGE 9, 
168, juris Rn. 30). Für die Zulässigkeit von Anträgen an das Hamburgische Verfassungsgericht fordert 
§ 26 Abs. 1 Satz 2 HVerfGG bereits allgemein, dass sie substantiiert zu begründen sind. Für die 
Zulässigkeit von Rügen im Wahlprüfungsverfahren gelten zudem erhöhte 
Substantiierungsanforderungen (HVerfG, Urt. v. 14.12.2011, HVerfG 3/10, LVerfGE 22, 161, juris Rn. 
154). Eine ordnungsgemäße Begründung verlangt danach eine hinreichend substantiierte und aus 
sich heraus verständliche Darlegung eines Sachverhalts, aus dem erkennbar ist, worin ein 
Abstimmungsfehler liegen soll, der Einfluss auf das Abstimmungsergebnis haben kann (zur 
landesrechtlichen Wahlprüfung: HVerfG, Beschl. v. 28.6.2012, HVerfG 1/11, S. 5 BA; zur Wahlprüfung 
nach dem BWahlG: BVerfG, Beschl. v. 15.1.2009, 2 BvC 4/04, BVerfGE 122, 304, juris Rn. 19). 
Zudem können nur solche Rügen berücksichtigt werden, die bereits Gegenstand des 
parlamentarischen Wahlprüfungsverfahrens gewesen sind. Dies folgt aus dem Charakter der 
Wahlprüfungsbeschwerde als Rechtsmittel gegen einen Beschluss der Bürgerschaft (vgl. HVerfG, Urt. 
v. 8.12.2015, HVerfG 5/15). 
 
3.1.  Der Beschwerdeführer macht nicht substantiiert geltend, das Gebot der Normenklarheit sei 
verletzt.  
 
Das Gebot der Normenklarheit leitet sich aus dem Rechtsstaatsprinzip  (Art. 3 Abs. 1 HV) ab und 
fordert, dass die von einer gesetzlichen Regelung Betroffenen die Rechtslage erkennen und ihr 
Verhalten danach einzurichten vermögen. Gesetze müssen hinreichend klar gefasst sein, um dem 
Bürger zu gestatten, sich ein eigenes Bild von der Rechtslage zu machen. Zur Normenklarheit gehört 
auch die Normenwahrheit. Wahlrechtsregelungen und insbesondere die für die Stimmrechte des 
Wählers maßgeblichen Vorschriften erfordern eine hinreichende Normenklarheit in besonders hohem 
Maße. Insbesondere muss der Wähler vor dem Wahlakt erkennen können, wie sich die eigene 
Stimmabgabe auf Erfolg oder Misserfolg der Wahlbewerber auswirken kann (vgl.  HVerfG, Urt. v. 
27.4.2007, HVerfG 4/06, LVerfGE 18, 232, juris Rn. 135 m.w.N.).  
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Der Beschwerdeführer trägt vor, den Wählern sei aufgrund der eklatanten Unterschiede und 
Abweichungen des Erfolgswerts der Wahlkreisstimmen bei der Bestimmung der auf eine Partei bzw. 
Wählervereinigung entfallenden Wahlkreissitze nicht verständlich, wie sich ihr Wahlverhalten 
auswirke. Damit legt er weder dar, warum das Gesetz unklar sei und seine Wirkungen nicht erkennen 
lasse, noch warum das Gesetz dem Wähler im Hinblick auf den Erfolgswert seiner Wahlkreisstimmen 
ein falsches Bild vorspiegele.  
 
Der Beschwerdeführer trägt in diesem Zusammenhang ergänzend vor, es sei eine unverständlich 
hohe Anzahl von ungültigen Wahlkreisstimmen abgegeben worden, und fordert eine Aufklärung 
darüber, welche Umstände zu der hohen Anzahl von ungültigen Wahlkreisstimmen geführt haben. 
Auch diese Rüge ist nicht hinreichend substantiiert. Angesichts der gesetzlichen Regelungen zum 
Vorgang der Wahl, deren Klarheit der Beschwerdeführer nicht in Zweifel gezogen hat, ist von ihm zu 
verlangen, dass er jedenfalls darlegt, welche Regelungen des Wahlvorgangs seiner Meinung nach so 
unklar sind, dass eine Vielzahl der Wähler diese missverstehen konnte. Seine Forderung nach 
Aufklärung ersetzt einen entsprechenden Vortrag nicht. Entsprechendes gilt, soweit der 
Beschwerdeführer die Anzahl der ungültigen Wahlkreisstimmen zum Anlass für eine Überprüfung der 
Wahl nehmen will. Auch insoweit ist sein Vorbringen nicht hinreichend substantiiert. 
 
3.2.  Hingegen genügt die Wahlprüfungsbeschwerde den Substantiierungsanforderungen, soweit 
der Beschwerdeführer die Verfassungswidrigkeit der Verteilung der fünf Wahlkreissitze nach dem 
Divisorverfahren mit Standardrundung im Wahlkreis 4 (Eißendorf) des Bezirks Harburg (§ 1 Abs. 1 
BezVWG i.V.m. § 4 Abs. 2 Sätze 1 bis 4 BüWG i.V.m. der Anlage zu § 3 Abs. 1 BezVWG) geltend 
macht.  
 
Diese Rüge hat der Beschwerdeführer bereits gegenüber der Bürgerschaft erhoben. Zwar steht der 
Bürgerschaft - im Gegensatz zum Hamburgischen Verfassungsgericht - nicht die Kompetenz zu, eine 
geltende Wahlrechtsvorschrift nicht anzuwenden, weil sie diese für verfassungswidrig hält. Dieser 
Umstand entbindet einen späteren Beschwerdeführer aber nicht von der Pflicht, die 
Verfassungswidrigkeit einer Wahlrechtsvorschrift bereits gegenüber der Bürgerschaft geltend zu 
machen, damit diese die Möglichkeit hat, hierzu Stellung zu nehmen und ggf. hierauf parlamentarisch 
zu reagieren.     
 
 

B 
 

Die Wahlprüfungsbeschwerde ist hinsichtlich der gerügten Vergabe der fünf Wahlkreissitze im 
Wahlkreis 4 (Eißendorf) des Bezirks Harburg nach dem Divisorverfahren mit Standardrundung 
unbegründet.  
 
Das Hamburgische Verfassungsgericht ist berechtigt, im vorliegenden Wahlprüfungsverfahren eine 
Normenkontrolle im Hinblick auf die geltend gemachte Verfassungswidrigkeit von 
Wahlrechtsvorschriften durchzuführen (I.). Die Maßstäbe, an denen die Vergabe der fünf 
Wahlkreissitze im Wahlkreis 4 (Eißendorf) des Bezirks Harburg zu messen sind, ergeben sich aus den 
Grundsätzen der Gleichheit der Wahl und der Chancengleichheit der Parteien (II.). § 1 Abs. 1 
BezVWG i.V.m. §§ 4 Abs. 2 Satz 1 bis 4, 18 Abs. 1 Satz 1 BüWG i.V.m. der Anlage zu § 3 Abs. 1 
BezVWG verstößt - soweit gerügt - nicht gegen diese Grundätze (III.). 
 

I. 
 
Das Hamburgische Verfassungsgericht ist berechtigt, im vorliegenden Wahlprüfungsverfahren eine 
Normenkontrolle der durch die Rüge des Beschwerdeführers berührten Wahlrechtsvorschriften 
durchzuführen. 
 
Im Rahmen eines auf Antrag eines Wahlberechtigten eingeleiteten Wahlprüfungsverfahrens kann 
zwar die Prüfung der Verfassungsmäßigkeit einer Wahlrechtsvorschrift nicht zum selbständigen 
Streitgegenstand gemacht werden. Dennoch beschränkt das Hamburgische Verfassungsgericht in 
einem Wahlprüfungsverfahren seine Prüfung nicht auf die Frage, ob die gegebenen Wahlvorschriften 
richtig angewandt worden sind. Es untersucht als Vorfrage vielmehr auch, ob sich die für die Wahl 
geltenden Vorschriften als verfassungsmäßig erweisen, weil sich ohne eine Aussage über deren 
Verfassungsmäßigkeit keine Entscheidung über die Gültigkeit der Wahl treffen lässt (HVerfG, Urt. v. 
15.1.2013, HVerfG 2/11, LVerfGE 24, 163, juris Rn. 62 m.w.N.). 
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II. 

 
Bei der Gestaltung des Wahlrechts hat der Gesetzgeber die folgenden Grundsätze zu beachten:  
 
1.  Gemäß Art. 4 Abs. 3 Satz 1 HV werden die Bezirksversammlungen in allgemeiner, 
unmittelbarer, freier, gleicher und geheimer Wahl gewählt. Mit der Einführung dieser Norm durch das 
Fünfzehnte Gesetz zur Änderung der Verfassung der Freien und Hansestadt Hamburg vom 13. 
Dezember 2013 (HmbGVBl. S. 499) hat der hamburgische Gesetzgeber die - schon vorher geltenden 
- allgemeinen Wahlrechtsgrundsätze nunmehr auch für die Wahl zu den Bezirksversammlungen 
ausdrücklich verfassungsrechtlich festgeschrieben (vgl. Bü-Drs. 20/9961 v. 13.11.2013, S. 6; vgl. zur 
vorherigen Rechtslage HVerfG, Urt. v. 15.1.2013, HVerfG 2/11, LVerfGE 24, 163, juris Rn. 65 ff.). 
Neben dem Grundsatz der Gleichheit der Wahl aus Art. 4 Abs. 3 Satz 1 HV findet der allgemeine 
Gleichheitssatz aus Art. 3 Abs. 1 GG weder direkt noch entsprechend Anwendung (BVerfG, Beschl. v. 
14.1.2008, 2 BvR 1975/07, DVBl. 2008, 236, juris Rn. 25 ff.; HVerfG, Urt. v. 8.12.2015, HVerfG 4/15, 
juris Rn. 94). 
 
In Art. 4 Abs. 3 Satz 1 HV werden die verfassungsrechtlichen Grundzüge der Wahl der Mitglieder der 
Bezirksversammlungen genannt. Diese Grundzüge werden durch die in Art. 4 Abs. 3 Satz 2  HV 
enthaltene Sperrklausel dahingehend ausgestaltet, dass bei einem Verhältniswahlsystem der 
Grundsatz der Gleichheit der Wahl einschränkt ist. Gemäß Art. 4 Abs. 3 Satz 3 HV bestimmt das 
Nähere ein Landesgesetz. Der Verfassungsgeber hat damit die konkrete Ausgestaltung des 
Wahlsystems bewusst offen gelassen und der Gesetzgeber ist insoweit aufgerufen, ein Stück 
materiellen Verfassungsrechts auszufüllen. Von dieser Ermächtigung hat der Gesetzgeber mit Erlass 
des Gesetzes über die Wahl zu den Bezirksversammlungen Gebrauch gemacht. 
 
Der Gesetzgeber darf in Ausführung dieses Regelungsauftrags dann, wenn die Verfassung ein 
bestimmtes Wahlsystem nicht vorschreibt, das Verfahren der Wahl als Mehrheitswahl oder als 
Verhältniswahl gestalten. Er darf auch beide Wahlsysteme miteinander verbinden. Insoweit obliegt 
dem Gesetzgeber ein weiter Gestaltungsspielraum. Er hat jedoch die Gleichheit der Wahl im 
jeweiligen Teilwahlsystem zu wahren und muss gewährleisten, dass die Systeme sachgerecht 
zusammenwirken und die Unmittelbarkeit und die Freiheit der Wahl nicht gefährdet werden.  
 
2.  Mit dem Grundsatz der Gleichheit der Wahl eng verbunden ist der Grundsatz der 
Chancengleichheit der Parteien (BVerfG, Urt. v. 9.11.2011, 2 BvC 4/10, BVerfGE 129, 300, juris Rn. 
86; HVerfG, Urt. v. 15.1.2013, HVerfG 2/11, LVerfGE 24, 163, juris Rn. 75). 
 
Der Grundsatz der Chancengleichheit der Parteien ist ebenfalls im hamburgischen Verfassungsrecht 
verankert. Er folgt nach der Festschreibung der Wahlrechtsgrundsätze für die Bezirksversammlungen 
nunmehr als ungeschriebener Landesverfassungsrechtssatz aus Art. 4 Abs. 3 Satz 1 HV (vgl. zur 
vorherigen Rechtslage HVerfG, Urt. v. 15.1.2013, HVerfG 2/11, LVerfGE 24, 163, juris Rn. 68). Das 
Recht der Parteien auf Chancengleichheit bei Wahlen folgt auf Landesebene zudem aus dem 
verfassungsrechtlichen Status der Parteien, der in Art. 21 Abs. 1 GG umschrieben ist und als 
Bestandteil der Landesverfassungen für die Länder unmittelbar gilt (HVerfG, Urt. v. 15.1.2013, HVerfG 
2/11, LVerfGE 24, 163, juris Rn. 68; BVerfG, Urt. v. 13.2.2008, 2 BvK 1/07, BVerfGE 120, 82, juris 
Rn. 103). Als landesverfassungsrechtlicher Grundsatz gilt er für alle demokratischen Wahlen 
politischer Art, also auch für die Wahl zu den Bezirksversammlungen (vgl. dazu ausführlich: HVerfG, 
Urt. v. 15.1.2013, HVerfG 2/11, LVerfGE 24, 163, juris Rn. 67 f.).  
 
Der Grundsatz der Chancengleichheit sichert inhaltlich den freien Wettbewerb der Parteien um die 
Teilnahme an der politischen Willensbildung (BVerfG, Beschl. v. 22.5.2001,      2 BvE 1/99, BVerfGE 
104, 14, juris Rn. 22; BVerfG, Beschl. v. 14.2.1978, 2 BvR 523/75, BVerfGE 47, 198, juris Rn. 83). Aus 
dem Grundsatz der Chancengleichheit der Parteien folgt für Verhältniswahlen, dass alle Parteien in 
einem möglichst den Stimmenzahlen angenäherten Verhältnis in dem zu wählenden Organ vertreten 
seien müssen, und dass jeder Partei, jeder Wählergruppe und ihren Wahlbewerbern grundsätzlich die 
gleichen Chancen bei der Verteilung der Sitze eingeräumt werden (HVerfG, Urt. v. 15.1.2013, HVerfG 
2/11, LVerfGE 24, 163, juris Rn. 72 m.w.N.). Dabei gilt dieser Grundsatz nicht nur für den Bereich des 
Wahlrechts im engeren Sinn, sondern im gesamten Vorfeld von Wahlen (BVerfG, Beschl. v. 
22.5.2001, 2 BvE 1/99, BVerfGE 104, 14, juris Rn. 22). Eine Wahlkreiseinteilung kann deshalb gegen 
den Grundsatz der Chancengleichheit der Parteien verstoßen, wenn der Wahlkreiszuschnitt eine 
Bündelung des politischen Willens der Einzelnen gar nicht oder nur unter erheblich erschwerten 
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Bedingungen zulässt und damit die Mitwirkung an der politischen Willensbildung beeinträchtigt ist 
(BVerfG, Beschl. v. 22.5.2001, 2 BvE 1/99, BVerfGE 104, 14, juris Rn. 27; HVerfG, Urt. v. 8.12.2015, 
HVerfG 5/15).  
 
3.  Die gesetzgeberische Gestaltungsmacht findet ihre Grenzen dort, wo das jedem Bürger 
zustehende Recht auf freie und gleiche Teilhabe an der demokratischen Selbstbestimmung 
beeinträchtigt wird. Aus der Gewährleistung allgemeiner, unmittelbarer, freier und gleicher 
Wahlen folgt die verfassungsrechtliche Verpflichtung des Gesetzgebers, ein Wahlverfahren zu 
schaffen, in dem der Wähler vor dem Wahlakt erkennen kann, welche Personen sich um ein Mandat 
bewerben und wie sich die eigene Stimmabgabe auf Erfolg oder Misserfolg der Wahlbewerber 
auswirkt. Das Verfahren der Mandatsverteilung muss deshalb grundsätzlich frei von willkürlichen oder 
widersinnigen Effekten sein. Zudem verbietet der Grundsatz der Wahlfreiheit eine Gestaltung des 
Wahlverfahrens, die die Entschließungsfreiheit des Wählers in einer innerhalb des gewählten 
Wahlsystems vermeidbaren Weise verengt. 
 
Weitere Grundanforderungen an alle Wahlsysteme ergeben sich insbesondere aus dem Grundsatz 
der Gleichheit der Wahl. Dieser Grundsatz trägt der vom Demokratieprinzip vorausgesetzten 
Gleichberechtigung der Staatsbürger Rechnung. Er gebietet, dass alle Staatsbürger das aktive und 
passive Wahlrecht möglichst in formal gleicher Weise ausüben können und ist im Sinne einer strengen 
und formalen Gleichheit zu verstehen (BVerfG, Urt. v. 3.7.2008, 2 BvC 1/07 u.a., BVerfGE 121, 266, 
juris Rn. 91). Für das passive Wahlrecht verlangt die Gleichheit der Wahl die Chancengleichheit aller 
Wahlbewerber (BVerfG, Beschl. v. 9.3.1976, 2 BvR 89/74, BVerfGE 41, 399, juris Rn. 36; 
Jarass/Pieroth, Grundgesetz, Kommentar, 13. Aufl. 2014, Art. 38 Rn. 12). Der Gesetzgeber darf dabei 
aber nicht die vorgefundene Wettbewerbslage verfälschen (BVerfG, Beschl.    v. 9.3.1976, 2 BvR 
89/74, BVerfGE 41, 399, juris Rn. 37). 
 
Aus dem Grundsatz der Gleichheit der Wahl folgt für das Wahlgesetz, dass die Stimme eines jeden 
Wahlberechtigten grundsätzlich den gleichen Zählwert und die gleiche rechtliche Erfolgschance haben 
muss (sog. Erfolgschancengleichheit). Alle Wähler sollen mit der Stimme, die sie abgeben, den 
gleichen Einfluss auf das Wahlergebnis haben können (BVerfG, Urt. v. 3.7.2008, 2 BvC 1/07 u.a., 
BVerfGE 121, 266, juris Rn. 92).  
 
Dieser Maßstab wirkt sich in den Systemen der Mehrheits- und der Verhältniswahl unterschiedlich 
aus. Dem Zweck der Mehrheitswahl entspricht es, dass nur die für den Mehrheitskandidaten 
abgegebenen Stimmen zur Mandatsverteilung führen. Die auf den Minderheitskandidaten entfallenden 
Stimmen bleiben hingegen bei der Vergabe der Mandate unberücksichtigt. Der Grundsatz der 
Gleichheit der Wahl fordert hier über den gleichen Zählwert aller Stimmen hinaus nur, dass bei der 
Wahl alle Wähler auf der Grundlage möglichst gleich großer Wahlkreise und von daher mit annähernd 
gleichem Stimmgewicht am Kreationsvorgang teilnehmen können. Hingegen bedeutet der Grundsatz 
der Gleichheit der Wahl bei der Verhältniswahl, dass jeder Wähler mit seiner Stimme den gleichen 
Einfluss auf die Zusammensetzung der Vertretung haben muss. Ziel des Verhältniswahlsystems ist es, 
dass alle Parteien in einem möglichst den Stimmenzahlen angenäherten Verhältnis in dem zu 
wählenden Organ vertreten sind. Zur Zählwertgleichheit tritt im Verhältniswahlrecht die 
Erfolgswertgleichheit hinzu (BVerfG, Urt. v. 3.7.2008, 2 BvC 1/07 u.a., BVerfGE 121, 266, juris Rn. 
93). 
 
Die Erfolgswertgleichheit der Wählerstimmen bei der Verhältniswahl verlangt hingegen regelmäßig 
nicht, dass sich - bei einer ex-post-Betrachtung - für jeden Wähler die ihm gewährleistete gleiche 
Erfolgschance auch als exakt "verhältnismäßiger" Stimmerfolg realisiert haben muss. Soweit der 
Stimmanteil einer Liste oder Listenverbindung keine ganze Zahl darstellt, kann er schon deshalb nicht 
auf die Sitzvergabe übertragen werden, weil es Bruchteile von Sitzen nicht gibt. Wählerstimmen, die 
im Rechenverfahren beim Entstehen von Bruchteilen als "Reststimmen" mitgewirkt haben, können 
daher dann keinen Erfolg erzielen, wenn der Bruchteil seiner Höhe nach nicht mehr zur Zuteilung 
eines Sitzes ausreicht. Kann hingegen auf den Bruchteil noch ein Sitz zugeteilt werden, so erreichen 
die Wähler, die hierzu beigetragen haben, für ihre Stimmen eine vergleichsweise größere Erfolgskraft. 
In beiden Fällen führt das Sitzverteilungsverfahren zu nicht exakt verhältnismäßigen und daher auch 
nicht exakt dem Grundsatz der Erfolgswertgleichheit entsprechenden, insofern also ungleichen 
Ergebnissen. Diese sind insoweit unausweichliche Folge eines jeglichen Verteilungsverfahrens (vgl. 
zu Überhangmandaten bei der Wahl des Bundestags: BVerfG, Urt. v. 3.7.2008, 2 BvC 1/07 u.a., 
BVerfGE 121, 266, juris Rn. 104; BVerfG, Urt. v. 10.4.1997, 2 BvF 1/95, BVerfGE 95, 335, juris Rn. 
111). 



HmbJVBl 3/2016                                              145                                                                    

 

 
4.  Der Grundsatz der Gleichheit der Wahl unterliegt ebenso wie der Grundsatz der 
Chancengleichheit der politischen Parteien keinem absoluten Differenzierungsverbot. Allerdings folgt 
aus dem formalen Charakter des Grundsatzes der Gleichheit der Wahl, dass dem Gesetzgeber bei 
der Ordnung des Wahlrechts nur ein eng bemessener Spielraum für Differenzierungen bleibt. Es geht 
um die Ausübung des aktiven und passiven Wahlrechts in formal möglichst gleicher Weise (BVerfG, 
Urt. v. 3.7.2008, 2 BvC 1/07 u.a., BVerfGE 121, 266, juris Rn. 97). Abweichungen von den 
Wahlrechtsgrundsätzen darf der Gesetzgeber nur in diesem eng bemessenen Spielraum zulassen 
(vgl. BVerfG, Urt. v. 10.4.1997, 2 BvF 1/95, BVerfGE 95, 335, juris Rn. 105).  
 
Differenzierungen bedürfen zu ihrer Rechtfertigung stets eines besonderen, sachlich legitimierten, 
"zwingenden" Grundes. Differenzierungen im Wahlrecht können durch Gründe gerechtfertigt werden, 
die durch die Verfassung legitimiert und von einem Gewicht sind, das der Wahlgleichheit die Waage 
halten kann. Hierzu zählt insbesondere die Verwirklichung der mit der Wahl verfolgten Ziele. Dazu 
gehören die Sicherung des Charakters der Wahl als eines Integrationsvorgangs bei der politischen 
Willensbildung des Volkes und die Gewährleistung der Funktionsfähigkeit der zu wählenden 
Volksvertretung (BVerfG, Urt. v. 3.7.2008, 2 BvC 1/07 u.a., BVerfGE 121, 266, juris Rn. 98).  
 
Differenzierende Regelungen müssen zur Verfolgung ihrer Zwecke geeignet und erforderlich sein. Ihr 
erlaubtes Ausmaß richtet sich auch danach, mit welcher Intensität in das - gleiche - Wahlrecht 
eingegriffen wird. Ebenso können gefestigte Rechtsüberzeugung und Rechtspraxis Beachtung finden. 
Der Gesetzgeber muss sich bei seiner Einschätzung und Bewertung nicht an abstrakt konstruierten 
Fallgestaltungen, sondern an der politischen Wirklichkeit orientieren. Gegen die Grundsätze der 
Gleichheit der Wahl und der Chancengleichheit der Parteien wird verstoßen, wenn der Gesetzgeber 
mit der Regelung ein Ziel verfolgt hat, das er bei der Ausgestaltung des Wahlrechts nicht verfolgen 
darf, oder wenn die Regelung nicht geeignet und erforderlich ist, um die mit der jeweiligen Wahl 
verfolgten Ziele zu erreichen (BVerfG, Urt. v. 3.7.2008, 2 BvC 1/07 u.a., BVerfGE 121, 266, juris Rn. 
99). 
 

III. 
 
Die Vergabe der fünf Wahlkreissitze im Wahlkreis 4 (Eißendorf) des Bezirks Harburg nach dem 
Divisorverfahren mit Standardrundung (§ 1 Abs. 1 BezVWG i.V.m. §§ 4 Abs. 2 Satz 1 bis 4 BüWG 
i.V.m. der Anlage zu § 3 Abs. 1 BezVWG) verstößt nicht gegen diese Grundsätze.  
 
Die Vergabe der Wahlkreissitze erfolgt nach den Grundsätzen einer Verhältniswahl mit 
personalisierten Elementen (1.). Die gerügte Verteilung der fünf Wahlkreissitze im Wahlkreis 4 des 
Bezirks Harburg nach dem Divisorverfahren mit Standardrundung bedarf der verfassungsrechtlichen 
Rechtfertigung (2.). Der Gesetzgeber hat die Grenzen des ihm zustehenden Gestaltungsspielraums 
nicht überschritten (3.). 
 
1.  Die Sitzvergabe nach Wahlkreislisten erfolgt nach einer Verhältniswahl mit personalisierten 
Elementen. 
 
Mit der Stimmabgabe für Personen, die auf den Wahlkreislisten aufgeführt sind, werden diese 
Personen nicht nach dem Höchstzahlprinzip gewählt. Gewählt werden vielmehr der Sache nach in 
erster Linie die Wahlkreislisten, denen diese Personen angehören. Denn auf jede Wahlkreisliste 
entfallen (in einem ersten Schritt) so viele Sitze, wie es dem Anteil der auf alle Personen der 
jeweiligen Wahlkreisliste entfallenden gültigen Stimmen im Verhältnis zu den insgesamt gültigen 
Wahlkreisstimmen entspricht (vgl. § 1 Abs. 1 BezVWG i.V.m. § 4 Abs. 2 BüWG). Die Vergabe der 
Wahlkreissitze erfolgt damit nach den Grundsätzen einer Verhältniswahl. Diese Sitzvergabe ist 
allerdings insoweit personalisiert, als (in einem zweiten Schritt) die auf eine Wahlkreisliste entfallenden 
Sitze den Personen in der Reihenfolge der Stimmenzahl (sog. „lose Liste“) und nicht in der 
Reihenfolge, in der sie auf der Liste aufgeführt sind  (sog. „gebundene Liste“), zugewiesen werden 
(vgl. § 1 Abs. 1 BezVWG i.V.m. § 4 Abs. 3 Satz 1 BüWG; vgl. auch: § 1 Abs. 1 BezVWG i.V.m. § 2 
Abs. 1 Satz 2 BüWG).  Damit bestimmen die Wählerinnen und Wähler mit ihren Wahlkreisstimmen 
auch die Reihenfolge, nach der die auf eine Partei bzw. Wählervereinigung entfallenden 
Wahlkreissitze auf die Wahlkreiskandidaten zu verteilen sind.  
 
2.  Die Anwendung des Divisorverfahrens mit Standardrundung auf die Vergabe nur einer 
geringen Anzahl von - vorliegend fünf - Wahlkreissitzen bedarf nach den unter II. 4. ausgeführten 
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Grundsätzen der verfassungsrechtlichen Rechtfertigung, weil die Grundsätze der Gleichheit der Wahl 
und der Chancengleichheit der Parteien bei der Sitzvergabe erheblich berührt werden.  
 
Der Gesetzgeber hat durch die Aufteilung des Wahlgebiets (vorliegend des Bezirks Harburg mit 
116.200 Wahlberechtigten) in Wahlkreise (vorliegend acht Wahlkreise mit zwischen 10.658 [Wahlkreis 
8] und 18.216 [Wahlkreis 4] Wahlberechtigten), die Vorgabe, dass pro Wahlkreis drei bis fünf 
Wahlkreissitze zu vergeben sind (§ 1 Abs. 1 BezVWG i.V.m. § 18 Abs. 1 Satz 1 BüWG),  sowie die 
Anwendung des Divisorverfahrens mit Standardrundung als Berechnungsmethode für Vergabe der 
Wahlkreissitze das Wahlsystem ausgestaltet.  
 
Diese Ausgestaltung begründet den erheblich ungleichen Stimmerfolg der Wahlkreisstimmen im 
Wahlkreis 4 des Bezirks Harburg und führt zu einer erheblichen faktischen Sperrklausel, wodurch die 
Parteien strukturell unterschiedlich begünstigt werden  (2.1.). Diese Auswirkungen sind so erheblich, 
dass sie der verfassungsrechtlichen Rechtfertigung bedürfen (2.2.).  
 
2.1.  Die Schaffung von Wahlkreisen, in denen fünf Wahlkreissitze vergeben werden, sowie die 
Anwendung des Divisorverfahrens mit Standardrundung auf die Vergabe der nur geringen Anzahl von 
fünf Wahlkreissitzen begründen den erheblich ungleichen Stimmerfolg der Wahlkreisstimmen im 
Wahlkreis 4 des Bezirks Harburg und führen zu einer faktischen Sperrklausel in Höhe von ca. 10 vom 
Hundert.  
 
Nach dem Divisorverfahren mit Standardrundung wird ein erster Sitz erlangt, wenn die Partei bzw. 
Wählervereinigung Stimmen in Höhe des 0,5 bis 1,49-fachen der endgültigen Wahlzahl erhalten hat. 
Die Anzahl der Wahlkreisstimmen, mit denen Parteien und Wählervereinigungen (nur) einen Sitz 
erringen, ist daher maximal bis annähernd zum dreifachen Wert unterschiedlich. Dieser Wert ist 
vorliegend im Verhältnis des Stimmerfolgs zwischen den Wahlkreisstimmen, die für die GRÜNEN, und 
jenen, die für die CDU abgegeben wurden, annähernd erreicht. Einen Sitz errungen haben die 
GRÜNEN mit 3.640 Wahlkreisstimmen, die Partei DIE LINKE mit 3.698 Wahlkreisstimmen, die SPD 
mit rechnerisch 6.514 Wahlkreisstimmen je Sitz und die CDU mit 10.628 Wahlkreisstimmen. Die CDU 
hat 2,9-mal so viele Wahlkreisstimmen wie die GRÜNEN erhalten und dennoch ebenfalls nur - wie die 
GRÜNEN - einen Wahlkreissitz errungen. Diese Wirkung ist nicht nur eine Folge des politischen 
Kräfteverhältnisses im Wahlkreis 4 des Bezirks Harburg. Erhebliche Unterschiede im Erfolgswert der 
Wahlkreisstimmen sind vielmehr in einer Vielzahl von Wahlkreisen in Hamburg gegeben. Bei dem 
bestehenden Kräfteverhältnis der Parteien, kommt es regelmäßig vor, dass die überwiegende Zahl der 
Parteien und Wählervereinigungen - trotz deutlich unterschiedlichem Stimmenanteil - nur einen Sitz 
pro Wahlkreis erringen (vgl. zur Sitzverteilung bei der Wahl zu den Bezirksversammlungen: 
Statistisches Amt für Hamburg und Schleswig-Holstein, Wahl zu den Bezirksversammlungen am 25. 
Mai 2014, Band 1, S. 9). 
 
Werden wie im Wahlkreis 4 des Bezirks Harburg fünf Sitze nach den Wahlkreislisten vergeben, wird 
rechnerisch ein Sitz mit 20 vom Hundert der gültigen Wahlkreisstimmen erlangt (100 : 5 = 20). Da ein 
Sitz im Hinblick auf die vorgenommenen Rundungen bereits bei 0,5 der erforderlichen Stimmzahl 
erreicht wird, wird ein Sitz regelmäßig erlangt, wenn 10 vom Hundert der gültigen Wahlkreisstimmen 
erzielt werden. Parteien bzw. Wählervereinigungen, die diese faktische Sperrklausel von 10 vom 
Hundert nicht erreichen, erhalten bei der Wahl nach Wahlkreislisten keinen Sitz.   
 
Da regelmäßig mindestens das 1,5-fache der für einen Sitz erforderlichen Wahlkreisstimmen 
notwendig ist, um einen zweiten Sitz zu erreichen, wird ebenfalls nur ein Sitz erzielt, wenn fast 30 vom 
Hundert der gültigen Wahlkreisstimmen erzielt werden. Damit wird ein Sitz regelmäßig erreicht, wenn 
von einer Partei bzw. Wählervereinigung zwischen 10 und ca. 30 vom Hundert der abgegebenen 
gültigen Walkreisstimmen erzielt werden. Ein zusätzlicher Stimmgewinn von bis zu 20 vom Hundert 
der gültigen Wahlkreisstimmen führt daher zu keinem weiteren Sitz.  
 
Der unterschiedliche Stimmerfolg verringert sich hingegen, wenn die Parteien und 
Wählervereinigungen jeweils mehrere Sitze erringen: Ein zweiter Sitz wird zugeteilt, wenn die 
Stimmanzahl zwischen dem 1,5-fachen und dem 2,5-fachen der Wahlzahl liegt. Die maximale 
Stimmdifferenz pro Sitz ist damit bereits bei einem zweiten Sitz erheblich geringer.  
 
Der Erfolgswert der Wahlkreisstimmen würde bei Anwendung des Höchstzahlverfahrens nach d’Hondt 
oder des Quotenverfahrens nach Hare/Niemeyer nicht derart weit aus-einanderfallen (vgl. zu den 
verschiedenen Berechnungsverfahren: Strelen in Schreiber, BWahlG, 9. Aufl. 2013, § 6 Rn. 8 ff.). Bei 



HmbJVBl 3/2016                                              147                                                                    

 

Zugrundelegung dieser Berechnungsmethoden hätten die SPD und die CDU jeweils zwei Sitze und 
die Partei DIE LINKE einen Sitz erzielt. Die GRÜNEN hätten hingegen keinen Sitz errungen. 
Rechnerisch läge der Erfolgswert für die SPD bei 6.514 Wahlkreisstimmen, für die CDU bei 5.314 
Wahlkreisstimmen und für die Partei DIE LINKE bei 3.698 Wahlkreisstimmen je Wahlkreissitz. Die 
faktische Sperrklausel läge hingegen höher als bei Anwendung des Divisorverfahrens mit 
Standardrundung. 
 
Die Vergabe von fünf Wahlkreissitzen nach dem Divisorverfahren mit Standardrundung begünstigt 
strukturell kleinere Parteien bzw. Wählervereinigungen, die die faktische Sperrklausel überspringen. In 
gewissem Umfang begünstigt wird auch die Partei bzw. Wählervereinigung, die im Wahlkreis die 
meisten Wahlkreisstimmen auf sich vereinigen kann, da diese in einem Wahlkreis mit wenigen nach 
den Wahlkreislisten zu vergebenden Sitzen die Chance hat, zwei Sitze zu erringen. 
 
2.2. Die Schaffung von Wahlkreisen, in denen fünf Wahlkreissitze vergeben werden, sowie die 
Anwendung des Divisorverfahrens mit Standardrundung auf die Vergabe der nur geringen Anzahl von 
fünf Wahlkreissitzen ist eine Ausgestaltung des Wahlsystems, die nach den oben dargelegten 
Grundsätzen der verfassungsrechtlichen Rechtfertigung bedarf. 
 
Die dargelegte Ausgestaltung ist nicht bereits deshalb hinreichend verfassungsrechtlich legitimiert, 
weil sie - wie die Beschwerdegegnerin geltend macht - ohne Einfluss auf das politische 
Kräfteverhältnis in der jeweiligen Bezirksversammlung und die Wahlkreislisten nur für die personelle 
Verteilung eines Teils der Sitze der Bezirksversammlung maßgeblich sei. Zwar ist zutreffend, dass die 
51 Sitze der Bezirksversammlung Harburg nach dem Verhältnis der auf die Bezirkslisten 
abgegebenen Gesamtstimmen verteilt werden (§ 1 Abs. 1 BezVWG  i.V.m. § 5 Abs. 4 Satz 1 BüWG). 
Dennoch wird durch die Wahl nach Wahlkreislisten nicht nur ein Teil dieser Sitze personell „besetzt“. 
Vielmehr werden ca. 60 vom Hundert der Mitglieder der Bezirksversammlung (vgl. § 1 Abs. 1 
BezVWG i.V.m. § 2 Abs. 2 BüWG) nach Wahlkreislisten gewählt. Die Wahlkreissitze werden - 
unabhängig von dem Kräfteverhältnis in der Bezirksversammlung - vergeben.  
 
Hinzu kommt, dass der Gesetzgeber die örtliche Verankerung der nach Wahlkreislisten gewählten 
Mitglieder der Bezirksversammlung als wichtiges personalisiertes Element des Wahlrechts angesehen 
hat. Auch dieses vom Gesetzgeber als wesentlich erachtete Element muss daher für sich oder ggf. im 
Zusammenspiel mit den übrigen Wahlrechtsregelungen den verfassungsrechtlichen Anforderungen 
aus den Grundsätzen der Gleichheit der Wahl und der Chancengleichheit der Parteien genügen. 
 
Entgegen der Auffassung der Beschwerdegegnerin ist es auch nicht hinreichend, dass das in § 4 Abs. 
2 Satz 1 BüWG umschriebene Divisorverfahren mit Standardrundung als eine mathematische 
Methode zur Ermittlung von Sitzen im Verhältniswahlrecht im Grundsatz keinen 
verfassungsrechtlichen Bedenken begegnet. Zwar kann mit keinem der genannten 
Berechnungsverfahren eine mathematisch absolut exakte Übertragung des Stimmenverhältnisses der 
Parteien auf das Sitzverhältnis erreicht werden (vgl. zum Wechsel des Höchstzahlverfahrens nach 
d’Hondt auf das Quotenverfahren nach Hare/Niemeyer: BVerfG, Beschl. v. 24.11.1988, 2 BvC 4/88, 
BVerfGE 79, 169; Strelen in Schreiber, BWahlG, 9. Aufl. 2013, § 6 Rn. 17). Auch gilt das 
Divisorverfahren mit Standardrundung (Divisorverfahren nach Sainte-Lague/Schepers) im Vergleich 
zu anderen mathematischen Berechnungsverfahren, wie z.B. dem bis zur Bundestagswahl 1982 
angewendeten Höchstzahlverfahren nach d’Hondt oder dem zwischen 1985 und 2008 bei den 
Bundestagswahlen angewendete Quotenverfahren nach Hare/Niemeyer, als das Verfahren, nach 
welchem die Sitz- und Mandatszahl z.B. im Rahmen der Bundestagswahl erfolgswertoptimaler 
abgebildet werden kann als nach dem Höchstzahlverfahren nach d’Hondt oder dem Quotenverfahren 
nach Hare/Niemeyer (vgl. Strelen in Schreiber, BWahlG, 9. Aufl. 2013, § 6 Rn. 8 ff.). Letzteres gilt 
aber - wie aufgezeigt - nicht, wenn das Divisorverfahren mit Standardrundung auf die Vergabe von 
wenigen Sitzen angewendet wird.  
 
3. Der Gesetzgeber hat die Grenzen des ihm zustehenden Gestaltungsspielraums (3.1.) nicht 
verletzt (3.2.).  
 
3.1. Es ist die Aufgabe des Gesetzgebers und nicht die Aufgabe des Verfassungsgerichts, bei der 
Ausgestaltung des Wahlsystems alle relevanten tatsächlichen und rechtlichen Gesichtspunkte zu 
ermitteln und gegeneinander abzuwägen. Denn es ist grundsätzlich Sache des Gesetzgebers, 
verfassungsrechtlich legitime Ziele und die Grundsätze der Gleichheit der Wahl sowie der 
Chancengleichheit der Parteien zum Ausgleich zu bringen. Das Hamburgische Verfassungsgericht 
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prüft hiernach lediglich, ob der Gesetzgeber die verfassungsrechtlichen Grenzen seines 
Gestaltungsspielraums eingehalten hat, nicht aber, ob er zweckmäßige oder rechtspolitisch 
erwünschte Lösungen gefunden hat. Das Hamburgische Verfassungsgericht kann daher einen 
Verstoß gegen die Grundsätze der Gleichheit der Wahl oder der Chancengleichheit der Parteien nur 
feststellen, wenn der Gesetzgeber mit der Regelung einen Zweck verfolgt hat, den er bei der 
Ausgestaltung des Wahlrechts nicht verfolgen darf, oder wenn die Regelung zur Erreichung dieses 
Zweckes nicht geeignet ist oder das Maß des zur Erreichung dieses Zweckes Erforderlichen 
überschreitet. Die Ausgestaltung des Wahlrechts unterliegt insofern strikter verfassungsgerichtlicher 
Kontrolle (vgl. HVerfG, Urt. v. 15.1.2013, HVerfG 2/11, LVerfGE 24, 163, juris Rn. 81 m.w.N.; vgl. zur 
Wahlkreiseinteilung: BVerfG, Beschl. v. 31.1.2012, 2 BvC 3/11, BVerfGE 130, 212, juris Rn. 66). 
 
3.2.  Der Gesetzgeber hat die Grenzen des ihm zustehenden Gestaltungsspielraums nicht verletzt. 
Er hat mit den gerügten Regelungen zur Wahl nach Wahlkreislisten verfassungslegitime Gründe 
verfolgt (3.2.1.). Die Regelungen sind zur Erreichung dieser Ziele geeignet (3.2.2.) und erforderlich 
(3.2.3.).  
 
3.2.1. Die Einrichtung eines Wahlkreises, in dem fünf Sitze nach den Wahlkreislisten zu vergeben 
sind, sowie die Anwendung des Divisorverfahrens mit Standardrundung auf die Vergabe der 
Wahlkreissitze sind durch verfassungsrechtlich hinreichend legitimierte Zwecke begründet.  
 
Differenzierungen im Wahlrecht, die erhebliche Auswirkungen auf die Grundsätze der Gleichheit der 
Wahl und der Chancengleichheit der Parteien haben, bedürfen - wie ausgeführt (vgl. II.4.) - zu ihrer 
Rechtfertigung stets eines besonderen, sachlich legitimierten, „zwingenden" Grundes. Das bedeutet 
nicht, dass sich die Differenzierung als von Verfassungs wegen notwendig darstellen muss. 
Differenzierungen im Wahlrecht können vielmehr auch durch Gründe gerechtfertigt werden, die durch 
die Verfassung legitimiert und von einem Gewicht sind, das der Gleichheit der Wahl und der 
Chancengleichheit der Parteien die Waage halten kann (vgl. HVerfG, Urt. v. 15.1.2013, HVerfG 2/11, 
LVerfGE 24, 163, juris Rn. 78).  
 
Zweck der Vergabe eines Teils der Sitze der Bezirksversammlung nach Wahlkreislisten sowie der 
Anwendung des Divisorverfahrens mit Standardrundung auf die Vergabe der drei bis fünf 
Wahlkreissitze ist es, dass die nach Wahlkreislisten gewählten Mitglieder der Bezirksversammlung 
einen örtlichen Bezug zum Wahlkreis aufweisen. Zugleich soll auch die Sitzverteilung nach 
Wahlkreislisten möglichst den politischen Willen der Wähler abbilden. Im Gesamtsystem der Wahl zu 
den Bezirksversammlungen hat der Gesetzgeber durch das Zusammenspiel der Sitzvergabe nach 
Wahlkreislisten und nach Bezirkslisten den Einfluss der Parteien und Wählervereinigungen neu 
austariert (vgl. Entwurf des Vierten Gesetzes zur Änderung wahlrechtlicher Vorschriften, Bü-Drs. 
19/3280 S. 16 f.; zur Einführung von Wahlkreisen durch das Gesetz der Volksinitiative „Mehr 
Bürgerrechte – ein neues Wahlrecht für Hamburg“: Bü-Drs. 17/2005 S. 4 bis 6, 9; vgl. insoweit auch: 
Bü-Drs. 17/2297 und 17/3605). In diesem Zusammenhang ist es nicht Zweck der Regelungen über die 
Sitzvergabe nach den Wahlkreislisten, kleinere Parteien, die die faktische Sperrklausel überspringen, 
sowie die stärkste Partei zu begünstigen. Dies ist vielmehr die Folge des Bemühens, dass die nach 
Wahlkreisliste gewählten Mitglieder der Bezirksversammlung einen örtlichen Bezug aufweisen und 
zugleich die politischen Überzeugungen des Wahlvolkes möglichst weitgehend abgebildet werden 
sollen. Dies sind verfassungslegitime Ziele (vgl. für die Personenwahl nach relativer Mehrheit bei der 
Wahl zum Deutschen Bundestag: BVerfG, Urt. v. 25.7.2012, 2 BvE 9/11 u.a., BVerfGE 131, 316, juris 
Rn. 132 ff.; Urt. v. 10.4.1997, 2 BvF 1/95, BVerfGE 95, 335, juris Rn. 84).  
 
3.2.2.  Die Einrichtung eines Wahlkreises, in dem fünf von insgesamt ca. 60 vom Hundert (vgl. § 3 
Abs. 1 Satz 2 BezVWG i.V.m. § 2 Abs. 2 BüWG) der Mitglieder der Bezirksversammlungen gewählt 
werden, sowie die Anwendung des Divisorverfahrens mit Standardrundung auf die Vergabe der 
Wahlkreissitze ist geeignet, diese Ziele zu erreichen.  
 
(1)  Die vorgenommene Aufteilung des Wahlgebiets (Bezirk Harburg mit 116.200 
Wahlberechtigten) in Wahlkreise mit zwischen 10.658 und 18.216 Wahlberechtigten ist geeignet, den 
örtlichen Bezug der nach Wahlkreislisten gewählten Mitglieder Bezirksversammlungen zu stärken und 
damit den gesetzgeberischen Zweck zu erreichen.  
 
(2)  Die Anwendung des Divisorverfahrens mit Standardrundung auf die Vergabe von fünf 
Wahlkreissitzen unterstützt das Anliegen des Gesetzgebers, den örtlichen Bezug der Mitglieder der 
Bezirksversammlung zu stärken und die Unterschiede des politischen Willens des Volkes abzubilden. 
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Denn – wie aufgezeigt - haben in Folge dieser Regelung im Vergleich zu anderen 
Berechnungsmethoden auch kleinere Parteien eine Chance, einen Wahlkreissitz zu erlangen. Unter 
Anwendung des Höchstzahlverfahrens nach d’Hondt sowie des Quotenverfahrens nach 
Niemeyer/Hare wären es hingegen überwiegend die großen Parteien und Wählervereinigungen, deren 
Mitglieder der Bezirksversammlungen nach den Wahlkreislisten gewählt werden würden. Den 
kleineren Parteien und Wählervereinigungen wäre dies bei den derzeitigen politischen 
Kräfteverhältnissen nur zu einem sehr viel geringeren Anteil möglich. Dies würde in einem sehr viel 
größerem Maße als derzeit eine Art Zwei-Klassen-Parteiensystem befördern: solche Parteien und 
Wählervereinigungen, deren Mitglieder der Bezirksversammlung in einem signifikanten Umfang nach 
den Wahlkreislisten gewählt sind und daher einen starken örtlichen Bezug aufweisen können, und 
solche, denen dies nicht gelingt. Bei der Wahl zu den Bezirksversammlungen am 25. Mai 2014 
konnten insgesamt sieben Parteien bzw. Wählervereinigungen Sitze in den Bezirksversammlungen 
erzielen, von denen nur drei (FDP, AfD und PIRATEN) kein Mandat in den Wahlkreisen errungen 
haben, sondern ausschließlich durch die Wahl nach Bezirkslisten in die Bezirksversammlungen 
eingezogen sind.  
 
3.2.3.  Die Einrichtung des Wahlkreises 4 des Bezirks Harburg, in dem fünf Sitze nach 
Wahlkreislisten vergeben werden, sowie die Anwendung des Divisorverfahrens mit Standardrundung 
auf die Vergabe dieser Wahlkreissitze überschreitet in dem System der Wahl zu den 
Bezirksversammlungen derzeit nicht das Maß des zur Erreichung der angestrebten 
verfassungslegitimen Zwecke Erforderlichen.  
 
Bei der Bewertung der Erforderlichkeit bedarf es einer Abwägung der verfassungslegitimen Zwecke 
mit den Belangen der Gleichheit der Wahl und der Chancengleichheit der Parteien (vgl. HVerfG, Urt. 
v. 15.1.2013, HVerfG 2/11, LVerfGE 24, 163, juris Rn. 93). In die Abwägung sind auch die 
Regelungen einzubeziehen, die zur Begrenzung etwaiger negativer Effekte in das Wahlsystem 
eingefügt sind.  
 
(1)  Insoweit ist zunächst zu berücksichtigen, dass nur ca. 60 vom Hundert der Sitze der 
Bezirksversammlung Harburg nach Wahlkreislisten vergeben werden; ca. 40 vom Hundert der 
Mitglieder der Bezirksversammlung werden durch die Wahl nach Bezirkslisten bestimmt. Dabei erfolgt 
die Sitzverteilung sowohl in Bezug auf die Wahl nach Wahlkreislisten als auch in Bezug auf die Wahl 
nach Bezirkslisten nach den von den Parteien bzw. Wählervereinigungen insgesamt erzielten 
Stimmen, also nach den Grundsätzen der Verhältniswahl. Auch die nach Wahlkreislisten zu 
vergebenden Sitze werden nicht durch eine Personenwahl an jene Personen vergeben, die im 
Wahlkreis die meisten Stimmen erhalten haben. Insoweit ergänzt das Verhältniswahlsystem nach 
Wahlkreislisten das Verhältniswahlsystem nach Bezirkslisten. Ein Überhang oder eine Unterzahl von 
Sitzen einer Partei bzw. Wählervereinigung nach der Sitzvergabe nach Wahlkreislisten wird durch die 
Bezirkslisten „ausgeglichen“; nach der Wahl nach den Bezirkslisten bestimmt sich das Kräfteverhältnis 
der Parteien und Wählervereinigungen in der Bezirksversammlung. Der von einer Partei bzw. 
Wählervereinigung erzielte Stimmenanteil wird – dem Ansatz der Verhältniswahl entsprechend – in 
der Bezirksversammlung abgebildet.  Die aufgezeigten negativen Effekte der Anwendung des 
Divisorverfahrens mit Standardrundung auf die Sitzvergabe nach Wahlkreislisten (faktische 
Sperrklausel, ungleicher Stimmerfolg) sind auf die Sitzvergabe nach Wahlkreislisten beschränkt und 
schlagen nicht auf das Kräfteverhältnis in der Bezirksversammlung durch.  
 
Der Einwand des Beschwerdeführers, nach den Bezirkslisten würden andere Personen gewählt, die 
nicht den gewünschten örtlichen Bezug aufweisen, ist zwar zutreffend, aber in der Sache nicht 
hinreichend gewichtig. Denn zum einen steht aus verfassungsrechtlicher - staatsorganisatorischer - 
Sicht nicht die „Chance“ des einzelnen Kandidaten im Vordergrund, sondern der Ausgleich der 
verschiedenen verfassungslegitimen Zwecke. Insoweit geht es um den Ausgleich der mit dem 
jeweiligen Wahlsystem verbundenen Vor- und Nachteile im Bemühen um die Verwirklichung 
verschiedener verfassungslegitimer, demokratischer Ziele. Zum anderen hat der Gesetzgeber durch 
das Zusammenwirken der Sitzvergabe durch die Wahl nach Wahlkreislisten und nach Bezirkslisten 
verschiedene von ihm verfolgte verfassungslegitime Ziele zum Ausgleich gebracht. Eine weitere 
Stärkung des örtlichen Bezugs z.B. durch Erhöhung der Zahl der nach Wahlkreislisten zu wählenden 
Mitglieder der Bezirksversammlung würde andere vom Gesetzgeber verfolgte Ziele nicht - wie 
nachfolgend dargestellt - in gleicher Weise verwirklichen. 
 
(2)  Durch eine Änderung des Wahlrechts könnten zwar die aufgezeigten negativen Effekte, 
insbesondere der ungleiche Erfolgswert der Wahlkreisstimmen, minimiert werden. Durch ein anderes 
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Wahlsystem könnte der Gesetzgeber aber die von ihm verfolgten Ziele nicht in gleichem Maße Weise 
erreichen. Denn hierdurch würde der örtliche Bezug der nach Wahlkreislisten gewählten Mitglieder der 
Bezirksversammlung abgeschwächt oder die angestrebte Abbildung des auf Wahlkreisebene 
geäußerten Wählerwillens nicht in gleichem Maße erreicht oder der Einfluss der Parteien und 
Wählervereinigungen verringert. Insgesamt drängt sich keine andere Regelung derart auf, dass in 
Hinblick auf die verfassungslegitimen Zwecke die gewählte Regelung als unangemessen angesehen 
werden müsste. Im Einzelnen: 
 
Der Erfolgswert der Wahlkreisstimmen könnte zunächst dadurch erhöht werden, dass die Sitzvergabe 
nach Wahlkreislisten nicht nach dem Divisorverfahren mit Standardrundung, sondern nach dem 
Höchstzahlverfahren nach d’Hondt oder dem Quotenverfahren nach Hare/Niemeyer erfolgt. In diesem 
Fall würde - wie ausgeführt - zwar die Stimmwertgleichheit erhöht, jedoch würde sich zugleich die 
faktische Sperrklausel bezogen auf die Wahlkreise erhöhen. Kleinere Parteien und 
Wählervereinigungen hätten daher geringere Chancen, Wahlkreissitze in den Bezirksversammlungen 
zu erringen. Die Sitzverteilung nach Wahlkreislisten würde den politischen Willen der Wähler in seiner 
Vielfalt weniger als derzeit abbilden. 
 
Die Stimmwertgleichheit könnte zudem dadurch erhöht und die oben beschriebenen negativen Effekte 
jedenfalls minimiert werden, dass die Wahlkreise größer geschnitten würden und damit pro Wahlkreis 
mehr Sitze nach den Wahlkreislisten zu vergeben wären. Dies würde jedoch den angestrebten 
örtlichen Bezug der Mitglieder der Bezirksversammlung verringern.   
 
Schließlich könnte der Anteil der nach den Wahlkreislisten zu vergebenden Sitze der 
Bezirksversammlung von ca. 60 vom Hundert erhöht werden. Bei gleicher Wahlkreisgröße würden 
dann mehr Sitze pro Wahlkreis vergeben werden. Dies würde jedoch zugleich den Einfluss der 
Parteien bzw. Wählervereinigungen schwächen, da diese durch die bei der Wahl nach Bezirkslisten 
möglichen Listenstimmen (§ 1 Abs. 1 BezVWG i.V.m. § 5 Abs. 1 Nr. 3 BüWG) einen größeren Einfluss 
auf die Zusammensetzung der Bezirksversammlung haben als bei der Wahl nach Wahlkreislisten. Der 
Einfluss der Parteien war mit der Neuordnung des Wahlrechts vom Gesetzgeber zwar insgesamt 
abgeschwächt, aber auch durch verschiedene Instrumente neu austariert worden. Eines dieser 
Instrumente ist die nur bei der Wahl nach Bezirkslisten mögliche Stimmvergabe für eine Landesliste in 
ihrer Gesamtheit (Listenstimme). Zudem wäre es bei einem höheren Anteil der Sitze der 
Bezirksversammlung, der nach Wahlkreislisten zu vergeben wäre, wahrscheinlicher, dass 
Überhangmandate anfielen. 
 

C. 
 
Gerichtskosten werden nicht erhoben, vgl. § 66 Abs. 1 HVerfGG. Anhaltspunkte dafür, dass es der 
Billigkeit entsprechen könnte, nach § 67 Abs. 3 HVerfGG Auslagen zu erstatten, liegen nicht vor. 
 

D. 
 
Die Entscheidung ist einstimmig ergangen.  
 


